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IHR SCHREIBT DIE INTERIM: 


Ihr schreibt und sammelt die Texte, wir stellen das Heft zusammen. 


Beiträge müssen bis spätestens Montag bei uns im Briefkasten sein 


EIGENTUMSVORBEHALT: 

Diese Druckschrift ist so lange 
Eigentum der Absenderln, bis sie 
dem/der Gefangenen persönlich 
ausgehändigt wurde. Zur 


Interim, Gneisenaustr, 2a, 10961 Berlin 


Habenahme ist keine 
Aushändigung im Sinne dieses 
Vorbehalts. Wird diese 
Druckschrift nicht ausgehändigt, 
ist sie unter Angabe der Gründe 
an obige Adresse zurückzusenden 


Umschlag beschriftet mit " Interim” in den Türschlitz des Postraums im Mehringhof 2. Hof, Aufgang III, 1. 


OG, neben Blauem Salon, werktags bis 17 Uhr erreichbar. 


Achtet auf Fingerabdrücke und Spuren, auf mehrfach verwendetes Brief- und Umschlagpapier bzw. 


Briefmarken. Es ist bekannt, dass hin und wieder Postsendungen zum Teil geöffnet wurden oder 


Schickt Geld und Schokolade!!! 


verschwinden. 
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Hallo liebe Genoss*innen, 


wir haben ein paar liebe Zusendungen bekommen. Das freut uns total. Dass Leute 
ihre Gedanken zu Papier bringen, passiert leider viel zu selten. Besonders hinweisen 
möchten wir deshalb auf die Zuschriften, die sich mit der Vergangenheit, Gegenwart 
und Zukunft der interim beschäftigen. 


Wir waren sehr gespannt über die Ankündigung #besetzen und freudig überrascht 
von den schönen und stadtweiten Besetzungen in Berlin und Stuttgart. Hoffen wir, 
dass wir beim nächsten oder übernächsten Mal erfolgreich sind und die 
Eigentumsfrage stärker diskutiert wird. 


Schlechte Nachrichten aus dem Nordkiez/Friedrichshain: zwei Leute im Knast. Wir 
grüßen Iza und Nero. 

Obwohl die Mobilisierung für die Diskussions- und Chaostage nur langsam anlief, 
entstand ein buntes Programm mit interessanten Veranstaltungen und 
anschließenden Diskussionen. Diese waren gut besucht und bieten zukünftig 
sicherlich das Potential für mehr. Warum das Chaos - von der wütenden Anti- 
Herrentags-Demo mal abgesehen - ausgefallen ist, können wir auch nicht 
beantworten. Vielleicht lag es an der Beliebigkeit der „Zielformulierung“. Schöner 
hätte es bestimmt werden können, wenn die Beteiligung höher ausgefallen wäre. 
Eine Antwort hierauf wissen wir nicht, ob es an einer kritischen Haltung gegenüber 
der Rigaer oder am unglücklich gewählte Begriff „Chaos“ oder am Stand der 
Bewegung liegt oder oder oder.... 

Wenn ihr etwas dazu schreiben wollt, wir freuen uns über Post. 


Gespannt sehen wir weiter Richtung Kurdistan und freuen uns über die (neuen) 
Diskussionsansätze. 

Die Welle der Solidarität ist noch immer zu spüren, auch wenn die 
zivilgesellschaftliche Unterstützung wie beim IS-Angriff auf Kobane kaum mehr 
vorhanden ist. Lassen wir unseren Blick offen und das Feuer in unserem Herzen. 
Grüße gehen hier an die von den Razzien betroffenen GenossInnen bei NAV-Dem! 
Hier gab es Mitte Juni eine Razzia in mehreren Privatwohnungen und im Büro von 
NAV-Dem durch die willigen Erdoganhelfer, die deutschen Bullen. 


Wir haben aus Platzmangel den Text von ak36 nicht reingenommen, da unser 
Redaktionsschluß vor den Wahlen in der Türkei war. Aber wenn es der Despot zum 
Diktator schafft und nach Berlin kommt, wird zum Tag X aufgerufen. 


Erreicht hat uns der Text „Schanzenblues“ von Sebastian Lotzer, der für das Buch 
„Riot. Was war da los in Hamburg? Theorie und Praxis der kollektiven Aktion“ 
geschrieben wurde. Da er schon veröffentlicht ist, haben wir ihn aus Platzgründen 
schweren Herzens rausgenommen. 


Begrüßen wollen wir mit Fantasma ein weiteres klandestines anarchistisches 


Zeitungsprojekt im Blätterwald! https://de-contrainfo.espiv.net/files/2018/06/ 
Fantasma-Nr.1.pdf 
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Richtig sauer sind wir über den Angriff auf das AZ Kim Hubert in Salzwedel. Mehrere 
Nazis sind am 05.06. gegen Mitternacht ins Haus eingedrungen, sind gezielt in die 
Zimmer, in denen an diesem Tag Menschen schliefen, und haben überall im Haus 
alles was erreichbar war zerschlagen. Es wurde Pfefferspray versprüht und eine 
Rauchbombe gezündet. 


Ein Jahr nach dem Widerstand gegen die Welt der G20 gab es erneut Razzien, 
diesmal europaweit. Lassen wir die Leute, die stellvertretend für uns alle am Pranger 
stehen, nicht alleine! Wir alle sind militant, der Aufstand in Hamburg war großartig, 
alles andere ist Quark. 


Die Internationale der Störenfriede gegen den kriegerischen Nationaltaumel! Ein 
Plakat zu dem Thema findet Ihr im Mittelteil und damit möchten wir unsere 
Solidarität mit einem Genossen zeigen, der wegen der Verbreitung des Plakates 
angeklagt wurde und seinen Prozess am 08.August 2018 in Berlin offensiv führen 
wird. 


Zu spät erscheinen wir diesmal, um die Aktionen gegen den AFD-Parteitag in 
Augsburg und die Demo gegen die Verschärfungen im Polizeigesetz in NRW 
anzukündigen. 

Nach der großen Demo in München gegen die neuen Polizeigesetze in Bayern regt 
sich nun auch in NRW Widerstand! Im Kanton Bern kämpfen Leute ebenfalls gegen 
Verschärfungen im dortigen Polizeigesetz, die wir hiermit leidenschaftlich grüßen. 


Der soziale Krieg tobt weltweit in unterschiedlicher Intensität. 
Auch im Wendland gab es wieder eine gute Antwort....siehe Sportteil 


Bring the war home! 
Krieg dem Krieg! 


P.S. Wir gehen nun in die Sommerpause. Wir sehen uns im September wieder. 
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Dreissig Jahre Debatten im Gehege 


Die Gründung der Interim fiel aus meiner Perspektive in eine Zeit des politischen Aufbruchs. Und wie mit 
bei allen Aufbrüchen ist das Scheitern, die Stagnation und die Ratlosigkeit des Vorhergegangenen 
Vorraussetzung und Antrieb dafür. 


Die Hoffnung, dass die taz noch mal der Ort für einen linken Diskurs werden könnte, war endgültig 
begraben. Das war wie eine Befreiung und schaffte so erst die Möglichkeit, den wichtigen Diskurs selbst 
zu organisieren und nicht mehr "auf bessere Zeit(ung)en zu warten" (Gründungsslogan der taz). 


Die aus den Häuserkämpfen entstandenen Strukturen bildeten zwar einerseits das Rückgrat für eine 
autonome, zur Selbstorganisation wie zur Aktion bereite Linke in West-Berlin. Andererseits hatten viele 
dieser Kämpfe einen reinen Verteidigungscharakter angenommen und fielen in ihrer strategischen 


Bestimmung (Verhandler - Nichtverhandler) auseinander. Die noch bestehenden Freiräume mussten nun 
endlich zum Ausgangspunkt neuer Kämpfe werden. 


Die autonomen Hochphasen der 80er, die gefeierten Aktionen, aber auch die Punk-Kultur hatten ein 
Mackertum in der Bewegung zutage gefördert, dass uns Frauen in eine Radikalisierung der 
Patriarchatsdebatte geradezu hineindrängte. So gelang es den feministischen Zusammenhängen erstmals, 
den Rest der Bewegung als das zu markieren, was er war und wohl immer noch ist: ein Männerverein. 


Die praktische Solidarität mit den Befreiungsbewegungen war auf den Grund der alltäglichen 
Widersprüche vor Ort gelaufen. Desillusioniert kamen die KämpferInnen aus den Trikont-Ländern zurück. 


Das ebnete einem neuen Internationalismus-Verständnis den Weg, in dem nicht eine (Mit)-Schuld 
abgetragen, sondern ein gemeinsamer Feind attackiert werde. 


weinägs = 
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Die Interim sollte kein Organ für die richtige Linie sein. Sie sollte sichtbar machen und im Blick behalten, 
dass die Kämpfe gegen den Verwertungsangriff des Kapitals ein Teil des Alltags sind, unseres Alltags und 
des Alltags in der ganzen Welt. Die, die handeln, sollen sich hier erklären können und gleichzeitig 
kritisiert werden können, und zwar nicht mit Abstand auswertend, sondern die Aktivitäten begleitend. 
Deshalb der Charakter des Readers, deshalb die wöchentliche Erscheinungsweise. Was die Redaktion nicht 
ins Heft genommen hat, konnte in einem für alle erreichbaren Ordner nachgelesen werden. 
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Manche der Debatten, die sich in den ersten Jahren oft über Monate hinzogen, halte ich noch immer für 
bedeutend. Schade, dass das nie richtig ausgewertet wurde, jedenfalls nicht so, dass es für ein größeres 
Publikum erreichbar gewesen wäre. Und das ist auch der Grund, warum ich die Interim seit langem aus 
den Augen verloren habe: Es ist nicht gelungen, mit der Veröffentlichungspraxis den Begriff von 
autonomen, also selbstbestimmten und eigenverantworlichen Handeln über den Kreis der Polit-Szene 
hinaus als ein Maxime für ein freies und kollektives Leben zu propagieren. Dazu reichte das Prinzip, 
einfach zu spiegeln, was in der Szene geredet wurde, dann doch nicht aus. 


Ob und wie sich da etwas weiterentwickelt hat, kann ich nicht wirklich beurteilen. 


Es bleibt das Wunder der 30-jährigen Klandestinität. Es war klar, dass wir die Interim im rechtsfreien 
Raum machen, nicht deshalb, weil sie so super-militant werden sollte, sondern weil wir uns den rechtlich 
gesetzten Grenzen für das, was man sagen darf oder nicht, nicht unterwerfen wollten. Klandestin zu 
arbeiten, hat seine Tücken. Nicht nur die Anstrengung, immer wieder der Verfolgung zu entgehen, 
sondern auch, unter Umständen die eigene Bedeutung maßlos zu überschätzen. 


Sich verstecken und sich politisch verbarrikadieren liegt leider nahe beieinander. Die Selbsteinhegung war 
und ist der Kardinalfehler der autonomen Bewegung, weil er nicht aus Radikalität im Sinne einer 
kompromisslosen Entschiedenheit geschieht, sondern weil der eigene politische Standort durch pure 
Abgrenzung definiert ist: Wir und die Prekarisierten im Viertel und in der ganzen Welt (wobei die aber 
auch nicht genauer angeguckt werden) sind die Guten. Alle anderen sind Bullenschweine, Bonzen, 
Faschos, Yuppies - jedenfalls Feinde. 


Eine linksradikale Bewegung muss durch das gewinnen, was sie will, welche Art von gemeinsamen Leben 
sie der Verwertungsraserei des Neoliberalismus entgegensetzt - nicht nur durch die Forderung nach 
bezahlen Mieten, Nulltarif oder Grundeinkommen. Das ist alles innerhalb des Kapitalismus realisierbar. 


Wir haben überschätzt, was die reine Weiterverbreitung des Diskurses in der linksradikalen Szene bringen 
kann. Sie schafft nicht den notwendigen Schritt raus aus diesem Gehege. Ich wünsche mir eine kluge 
politische Moderation für Debatten. Ich wünsche mir eine regelmässige, rücksichtslose und doch 
wertschätzende Kritik an den einzelnen Beiträgen. 

Warum ist die Interim nicht im Internet, wo das möglich wäre? 
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Wie es anfing (wenn die Erinnerung nach 30 Jahren nicht trügt) 


Erstaunlich ist die Tatsache, dass die Interim trotz der kulturellen Zerstörungswut des Neoliberalismus 
überlebt hat. Das sollten sich alle, die daran beteiligt waren, sei es als AutorIn, Redaktionsmitglied oder 
als KonsumentIn, zunächst kurz vor Augen führen. 


So seltsam es klingen mag, hat die Entstehung der Interim eher eine anthropologische als eine politische 
Geschichte. Damals, 1988, waren wir eine West-Berliner politische Gruppierung. Das ist keinesfalls eine 
geographische Feinheit. West-Berlin war von einer Mauer umgeben, es gab keine Billigfluglinien und das 
Verlassen der Stadt war mit viel Stress an der Grenze und einer langen Fahrt verbunden. Viele kamen 
nicht einfach so raus aus der Stadt, schon gar nicht zu einem Tagesausflug. So waren wir schon physisch 


eine engere Gemeinschaft. 


Die Autonomen waren unter diesen Bedingungen eine sehr geschlossene Gruppe, in West-Berlin 
wahrscheinlich noch mehr als anderswo. Wir waren auch auf andere Weise verschlossen. Der Wortschatz, 


der verwendet wurde, was man anzog, wo man sich traf - alles war irgendwie einheitlich. In der heutigen 
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politischen Sprache nennt man das "tribal", also Stamm. Scherzhaft haben wir es selbst das "Dorf" 
genannt, aber hinter dem Scherz lag tatsächlich eine dörfliche soziale Struktur. 


Die autonome Szene in West-Berlin war 1988 in einer Situation, wo viele kleine Gruppierungen 
entstanden waren, und viele redeten nicht mehr miteinander. Diese Splittergruppenbildung ist der Tod 
jeglicher politischen Bewegung. Die politischen Diskussionen reduzierten sich oft auf anonyme, dabei 
ziemlich polemische und diffamierende Flugblätter. So entwickelt sich keinesfalls eine linke oder 
demokratische Bewegung. Niemand war besonders glücklich über die Situation, aber keiner wusste, wie 
wir rauskommen sollten. Trotzdem gab es in der Zersplitterung immer noch ein gemeinsames Ziel, 
nämlich eine revolutionäre Gesellschaft, befreit von der Herrschaft des Kapitals und des Patriarchats. Um 
allerdings gemeinsam handeln zu können, brauchten wir den Austausch über die polemischen Grenzen 
hinweg. 


Die Frage war, wie wir eine neutrale Plattform schaffen könnten, wo ein solcher Austausch möglich 
würde. Es gab zwar Versuche, Treffen zu organisieren, aber sie 
waren wenig erfolgreich. 


Dann kam die Idee mit der Interim. Im Grunde genommen ging 
es nicht demokratischer. Die Menschen sollten selber schreiben 
und das Layout machen. Die Berliner autonome Szene sollte mit — 
einem Schlag eine großes Zeitungskollektiv werden, wobei ein 
paar die Rolle der Dienstleistenden übernommen haben (als 
Redaktion waren wir wirklich bemüht, neutral zu bleiben). Es 
wurde damals beschlossen, dass niemand länger als zwei Jahre 
in der Redaktion bleiben sollte, um diese Neutralität zu wahren. 
Bloß wie sollten wir andere überzeugen mitzumachen? 


Das setzte voraus, dass die Neutralität des Blattes glaubwürdig 
war. Eigentlich sollte der Name eines politischen Organs vor 
Kraft strotzen und eine Vision ausstrahlen. "Interim"? Nicht 
gerade eine Parole, die Menschen motiviert, auf die Barrikaden 
zu gehen. Vielleicht weil der Name keinen politischen 
Hoheitsanspruch ausdrückte, konnten offensichtlich alle damit 
leben. (Merkwürdigerweise hat sich nie jemand über diesen 
äußerst blöden Namen beschwert; Das sagt viel.) 

Nach und nach begriffen auch alle, dass sie sich benehmen mussten - es stand ja schon im Vorwort! Und 
das taten sie. Denn unmittelbar miteinander kommunizieren zu können, stellte sich als großer politischer 
Vorteil heraus. Weg waren die persönlichen Vorurteile, da AutorInnen nicht bekannt waren. 


Nicht zu unterschätzen war der Volxsport-Teil. Es war ein Beweis, dass das staatliche Gewaltmonopol 
eigentlich nicht existierte. Das machte auch Mut; es stand aber hinten, nicht vorne, um zu verdeutlichen, 
dass politische Inhalte einer linken Bewegung das Wichtigere sind. 


Es gab allerdings einen Aspekt, bei dem die interim als politische Zeitung versagt hat: Sie hat es nie 
geschafft, unsere Inhalte nach außen zu vermitteln. Dafür war sie eigentlich auch nicht konzipiert. Sie war 
tatsächlich eher eine Vereinsmitgliederzeitung des Dorfes. Doch so entsteht keine starke politische 
Bewegung. Nach 30 Jahren könnte das Konzept für ein solches Medium vielleicht doch mal überdacht 
werden - möglicherweise in der Legalität. Ein neues Medium mit neuem Namen. Das Internet bietet sich 
an, wenn man sowieso sich in der Legalität bewegt. Politisch ist die Zeit reif. Deutschland scheint eine 
reaktionäre Ausnahme zu sein, denn rings herum entwickelt sich die Meinung, dass es mit dem 
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Kapitalismus nicht weiter geht. Wie Gramsci schrieb: "EINE KRISE BESTEHT DARIN, DASS DAS ALTE 
STIRBT UND DAS NEUE NICHT GEBOREN WERDEN KANN." 
Zu diesem Prozess gehören auch die deutschen Linken. 
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Die Besatzung von Afrin durch Türkei, IS 
und El Nusra - 

Ein Angriff auf demokratische 
Alternativen und die Wiederherstellung 
des patriarchalen Normalzustands 


Am 18. Januar 2018 griff der Türkische Staat in 
enger Zusammenarbeit mit dschihadistischen 
Kräfte Afrin an. Dieser Angriff wurde 
unterstützt von den Hegemonialmächten: 
Russland (Kontrolle über den Luftraum), USA 
(ihre Soldaten zurückgerufen und so den Weg 
zur Bombardierung und Angriff freigegeben) 
und Europa (6 Milliarden Euro an der Türkei 
im Rahmen des Flüchtlingsdeals freigestellt 
und Panzer exportiert). 


Die internationale Staatengemeinschaft 
unterstützt offen den Angriff und die 
völkerrechtswidrige Besatzung. 

In den Medien herrscht Stille über die 
Vertreibungen und die ethnische Säuberung 
von hunderttausenden Menschen und die 
Zerstörung kultureller historischer Werte, wie 
alte Tempeln, alte christliche Kirchen und alte 
ezidische Zentren. Auch wird geschwiegen 
über die Plünderung der Häuser und die 
Zerstörung von Existenzgrundlagen wie das 
Niederbrennen von Getreidefeldern und 
Olivenplantagen. So wie während der Angriffe 
geschwiegen wurde über die gezielten Angriffe 
auf die Zivilbevölkerung und die Infrastruktur 
(Bombardierungen von Krankenhäuser, zivilen 
Konvois, Wasseranlagen, Bäckereien). 


Am Anfang der Angriffe war 
vor allem von der linken Seite 
Protest und Widerstand 
sichtbar. In allen Formen 
wurde die Wut über diese 
Angriffe in die Öffentlichkeit 
getragen und praktische 
Solidarität ausgeübt, aber es ist I. 
leider nicht gelungen diesen | 18 
Widerstand zur verbreitern. 
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So konnten die Hegemonialmächte ohne viele 
Probleme diesen völkerrechtswidrigen Angriff 
und die Besatzung akzeptieren und 
unterstützen und so für eine Legitimation für 
Erdogan sorgen. 


Nach der Besatzung und dem Versuch, dies als 
Normalzustand zu erschaffen, wird es überall 
außerhalb Rojavas noch leiser. Die Männer und 
Frauen in Shehba rufen zur Widerstand und 
Solidarität überall auf der Welt auf, leider 
schweigt die Welt mehr und mehr. 

Erdogan hat die Botschaft gut verstanden. 
Afrin hat gezeigt, dass Erdogan ohne Probleme 
und Gegenstimmen seelenruhig seine 
osmanischen Träume durchsetzen kann. Auf 
jeden Fall in der Zerstörung von kurdischen 
Gebieten und Strukturen, sei es in Afrin, sei es 
mit der Besatzung im Irak und der 
Vorbereitung der Operation auf Kandil. Es gibt 
von allen Hegemonialmächten grünes Licht. 


Im Mittleren Osten tobt seit Jahren ein dritter 
Weltkrieg. Alle Hegemonialmächte und lokalen 
Mächte mischen mit und es gibt viele 
Interessenkonflikte und auch wechselnde 
Koalitionen. Aber wenn es um die Zerstörung 
der demokratischen Kräften gibt, sind alle sich 


einig und vereinen sich. 


Afrin ist ein Teil von Rojava und ist bisher 
relativ verschont vom Krieg und den Angriffen 
des IS geblieben. Auch deswegen war es das 
Gebiet, auf dem sich das demokratische 

Modell des demokratischen Konförderalismus 
mit Frauen in der 
Vorreiterrolle am weitgehendst 


« € entwickelt hat. 
Ar EsDie Aufbau einer 
demokratischer Gesellschaft 


MER. a.n wird von 2 gesellschaftlichen 
Er 


ne Organisationen 
vorangetrieben, Tev-Dem 

. ' 2 ‘(gemischt) und Kongreya Star 
Zu (eine Frauenorganisation, die 


die Gesellschaft in 10 gesellschaftlichen 
Bereichen aufbaut). 

Da Frauen sowohl bei der Verteidigung der 
Gesellschaft und beim Aufbau der Gesellschaft 
in alle Bereichen (Bildung, Presse, Ökonomie, 
Politik, Diplomatie, Sozialen Bereich, Recht, 
Selbstverteidigung, lokale Verwaltung und 
Kultur) eine Vorreiterrolle spielen, wird die 
Revolution in Rojava auch Frauenrevolution 
genannt. 


In Afrin war der Aufbau der Gesellschaft sehr 
vorangeschritten. Die Menschen haben sich in 
Kommunen und Räten organisiert und so ihre 
Gesellschaft organisiert. Es gab gemischte 
Kommunen und Räte und auch 
Frauenkommunen und -räte. Es gab 
Frauenkooperativen und gemischte 
Kooperativen, Fabriken (Seife, Olivenöl), 
Frauen-Akademien und gemischte Akademien, 
eine Universität und vieles mehr. 

Menschen verschiedener Ethnien und 
Religionen arbeiteten und lebten zusammen. 
Dieses Modell, was ein Alternative zum 
Herrschaftssystem von Patriarchat und 
Kapitalismus darstellt, wird von den 
hegemonialen Akteuren als Bedrohung 
bewertet. Deswegen sind sie sich einig über 
den Angriff auf Afrin. 

Dieser Angriff ist als Vertreibung und 
ethnische Säuberung zu bewerten. In den 
Häuser der Vertriebenen wurden Familien der 
IS und EI Nusra angesiedelt. Ihre Eigentümer 
zerstört und geplündert und historische 
Gebäuden aller Religionen zerstört. 


Widerstand in Afrin 

58 Tagen hat die Bevölkerung gegen die NATO 
gekämpft. Eine historischer Widerstand wurde 
geleistet. Die Reaktion der NATO auf diesen 
Widerstand: Luftangriffe auf zivilen Konvois; 
Häuser; Wasseranlagen; Bäckereien und 
Krankenhäuser. 


Da die Internationale Gemeinschaft selbst 
Akteur in diesem Menschenrechtsverbrechen 
ist, schwieg sie. Auch die Medien schwiegen. 
Auf Grund der vielen gezielten Luftangriffe auf 
ZivilistInnen wurde der Großteil der 
Bevölkerung aus Afrin in Flüchtlingslager in 
der Region Shehba vertrieben. 


Ein Minderheit blieb und lebt noch immer in 
Afrin unter IS-Gesetzen. Eine ethnische 
Säuberung und ein völkerrechtswidriger Krieg 
hat stattgefunden. In der Linken gab es etwas 
Solidarität, aber auch hier ist weniger 
Bewegung als vorher. 

In Shehba selber üben die Vertriebenen jeden 
Tag Widerstand. Sie haben ohne jegliche 
Unterstützung von internationale 
Organisationen im Eiltempo 3 Flüchtlingslager 
errichtet und verwalten diese selber. Schulen, 
Krankenversorgungen, Kultureinrichtungen 
und kleine Märkte wurden schnell aufgebaut. 


Da es aber an Mitteln fehlt, sind die 
Bedingungen mehr als prekär und auch die 
Sicherheitslage bleibt prekär. 

Es gab Stimmen von Russland und der Türkei, 
ihren Angriff bis nach Shehba zu erweitern. 
Die Menschen sollen zerstreut und vereinzelt 
werden, um die Rückkehr nach Afrin zu 
erschweren. 

Von keinem Staat ist politische oder 
militärische Unterstützung zu erwarten. Aber 
die Bevölkerung baut trotz allem ihr Leben 
wieder auf und organisiert Versammlungen, 
Treffen und auch Demonstrationen. Es gab 
sowohl Versammlungen und Demonstrationen 
von Frauen als auch gemischte. Ihre 
Forderungen sind, dass ihre Stimme überall 
und in jeder Form auf die Straße getragen 
werden. 

Die BewohnerInnen fordern ein Ende des 
Schweigens, wenn nicht vom Staaten, dann 
wenigstens von den Menschen. Sie fordern 
eine Verbreiterung des Widerstands und der 
Solidarität. 


Auch die YPG und YP) führen weiterhin 
militärische Aktionen gegen die Besatzung 
durch. Die Besatzung wird nicht hingenommen 
und der Krieg geht weiter mit Guerilla- 
Methoden. 


Was passiert jetzt in Afrin? 

In Afrin leben noch immer Menschen. Die 
Türkei hat ein Rat errichtet und auch Schulen 
wieder geöffnet, wo auf Türkisch unterrichtet 
wird. Die faktische Annexion an die Türkei hat 
stattgefunden. 

Die Bevölkerung dort (IS aus Goutha und EI 


AI % 


Nusra) können sogar an den türkischen anderen Regionen vertrieb der türkische Staat 


Wahlen teilnehmen! Gesetze wie im Raqa die Mehrheit der EinwohnerlInnen und siedelte 
wurden eingeführt. Die Frauen müssen sich seine Milizen, ihre Familien und Menschen, die 
wieder verschleiern und dürfen ohne ihm die Treue schworen bzw. dazu gezwungen 
männliche Begleitung das Haus nicht wurden, ihm die Treue zu schwören, an. 
verlassen. Jeden Tag gibt es Berichte von Folter, 
Verschleppungen, Zwangsverheiratungen und Appell 
Vergewaltigungen. Junge Männer werden Die Angriff und Widerstand in Afrin sind aus 
entführt und nur nach Zahlung eines hohen verschiedenen Gründen historisch zu 
Lösegelds wieder freigelassen. bewerten. 

Erstens ist es wichtig zu sehen, dass es kein 
5o wurden zum Beispiel nur im Bezirk Mabeta ethnischer Krieg ist oder wie die Türkei gerne 
in Afrin 110 junge Männer verschleppt und sagt und es auch in westlichen Medien zu 
gefoltert. Daraufhin haben die Frauen des finden ist “Ein Krieg gegen der Terror”. 
Bezirks vor dem Zentrum der Besatzer Gemeint ist mit Terror nicht der IS, sondern 
protestiert und die Freilassung der Männer die Bevölkerung von Afrin, die sich selbst 
gefordert. Berichten nach haben die Besatzer verwaltet und die YPJ und YPG. 
das Feuer auf die Frauen eröffnet. Mindestens Es ist ein internationaler Krieg, ein 3. 
eine Protestierende wurde dabei verletzt. Weltkrieg. Ein Krieg in dem am deutlichsten 

zwei Systeme einander bekämpfen: 
Der türkische Staat ruft auf, dass die auf der einen Seite ein kapitalistisches und 
Menschen wieder nach Afrin zurückkehren patriarchales Herrschaftssystem (Russland, 
können, aber sie sind dann gezwungen, unter USA, Europa, Türkei, Nord-Irak, Syrien, Iran) 
IS-Gesetzen zu leben und sich als Informant und auf der anderen Seite der Versuch ein 
ausnutzen zu lassen. So geht es darum, dass demokratisches Modell basierend auf 
die Personen, die vorgeblich im Namen „der Gleichheit der Menschen, Ökologie und 
Kurden” nach Afrin geschickt werden, auch direkter Demokratie aufzubauen. 
geheimdienstliche Funktionen gegenüber der Also ein Krieg der sich als erstes gegen die 
nach Afrin rückkehrwilligen Bevölkerung Kurden richtet, weil sie sich wehren gegen 
erfüllen. Es heißt, dass bereits damit begonnen Herrschaft und selbst eine Alternative 
wurde, dem türkischen Staat Listen mit den aufbauen, aber im Grunde genommen gegen 
MitarbeiterInnen der Demokratisch jegliche demokratische Alternative. 
Autonomen Verwaltung zukommen zu lassen. Es sollte wieder so sein: außer Patriarchat und 


Kapitalismus soll es keine Alternative geben. 
Es wird deutlich, dass der türkische Staat 


Afrin, wie die zuvor besetzten Regionen In dieser Hinsicht ist es ein globaler Krieg, 
Cerablus, al-Bab und Ezaz zu regieren gegen jeglichen Alternative und in dem Sinne 
versucht. In anderen Worten, es geht darum, muss auch die Solidarität viel breiter und 

die Regionen von den Milizen unter Leitung radikaler sein. 

des türkischen Geheimdienstes beherrschen zu 


lassen. 

Abgesehen von der 
Tatsache, dass man % 
ın Afrin viele 


In dieser Sinne: 

Es lebe der 

Widerstand von 
_ Afrin! Überall! 
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Gegen die türkische Besatzung in Kurdistan und insbesondere in Efrin fanden am Samstag weltweit 
Proteste im Rahmen des „Globalen Aktionstags 26. Mai“ statt. Die Feministinnen der radikalen Linken in 
Deutschland haben anlässlich des internationalen Aktionstages gegen die Besatzungspolitik des türkischen 
Staates in Kurdistan ihre Solidarität mit der Frauenbewegung in Efrin ausgesprochen. 

Im Folgenden geben wir die Erklärung dazu wieder: 

GEGEN DIE TÜRKISCHE BESATZUNG VON EFRIN - NIEDER MIT ERDOGAN 

EFRIN VERTEIDIGEN HEISST DEN FEMINISMUS VERTEIDIGEN 


„Als Feminist*innen der radikalen Linken in der BRD verurteilen wir die türkische Besatzung von Efrin 
und die Angriffe auf weitere Kantone der Demokratischen Föderation Nordsyrien Rojava. 

Dieser Krieg der Türkei ist ein Angriff auf die Revolution unserer Zeit, ein Angriff auf die 
Geschlechterbefreiung, ein Angriff auf uns alle! Das Gesellschaftsmodell, das in Rojava aufgebaut wird, ist 
eine friedliche, ökologische und demokratische Lösung für die Region. An einer friedlichen Lösung ist die 
türkische AKP Regierung allerdings weder außenpolitisch noch innenpolitisch interessiert. Innenpolitisch 
weitet Erdogan sein faschistisches Präsidialsystem aus und betreibt außenpolitisch einen neo-osmanischen 
Expansionskrieg. Die deutsche Bundesregierung ist durch Waffenlieferungen und eine krude bis fehlende 
Positionierung gegen den Faschismus in der Türkei an diesem Vernichtungsvorhaben beteiligt. 


Als Feminist*innen fühlen wir uns mit der Revolution in Rojava verbunden. Die demokratische 
Selbstverwaltung dieser Region ist ein Erfolg und bietet die Möglichkeit tiefgreifender gesellschaftlicher 
Veränderungen. Dieser Erfolg strahlt in die ganze Welt. Unabhängig von Religion, Ethnie, Geschlecht und 
Herkunft organisieren sich Menschen, für die Geschlechterbefreiung, Ökologie und Basisdemokratie eine 
zentrale Rolle für ihre Gesellschaft spielen. In der Demokratischen Föderation Nordsyrien organisieren 
sich Frauen* auf allen Ebenen unabhängig. Dies ermöglicht ihnen sich zu stärken, weitgehend autonom zu 
leben und den patriarchalen Verhältnissen etwas entgegenzusetzen. Das haben sie sich selbst erkämpft. Die 


Kraft, die von ihnen ausgeht, zeigt, dass sie sich der Herrschaft und dem Krieg nicht unterwerfen und nicht 
bereit sind, 


ihre Unterdrückung zu dulden. 

Deshalb ist der Angriff auf Efrin ein Angriff auf die Frauen*revolution! 

Doch nicht zuletzt durch die tiefe Überzeugung und die mutige Verteidigung der Frauen*, wird es nicht 
gelingen, den Aufbau einer befreiten Gesellschaft zu verhindern. 


Wir fordern ein Ende der türkischen Besatzung von Efrin und ein Ende der Angriffe gegen die 
Demokratische Föderation Nordsyrien Rojava! Wir fordern eine politische Lösung für Syrien unter 
Einbezug der Vertreterinnen der Demokratischen Föderation Nordsyrien! 

EFRIN VERTEIDIGEN HEISST DIE FRAUENREVOLUTION VERTEIDIGEN 

DAS 21.JAHRHUNDERT IST DAS JAHRHUNDERT DER GESCHLECHTERBEFREIUNG 
FRAUEN*LEBEN*FREIHEIT - JINJIYANAZADI“ 
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Festnahmen in Frankreich wegen G20 und CIGEO: Eine neue Qualität der Repression 
vom 21.06.2018 
Nachdem vergangene Woche bekannt wurde, dass der französische Staatsbürger Loic aufgrund der 
Strafverfolgung durch die Hamburger Justiz untergetaucht ist, gab es am 20. Juni eine 
Durchsuchungswelle in zehn Objekten in Ostfrankreich und Paris. In der Hauptstadt nahmen die 
Behörden bei der Durchsuchung eines Anwaltsbüros den Strafverteidiger Etienne vorläufig fest, der 
GegnerInnen des CIGEO-Projektes vertritt. Auch die Hamburger SOKO-Black-Bloc zum G20 war 
an den Razzien gegen sieben Wohngemeinschaften, zwei Kulturzentren und einen Bauernhof 
beteiligt... 
Nach Razzien im Herbst 2017 und der Räumung des gegen das geplante Atommüllendlager 
besetzten Waldes im Februar 2018 ist dies ein weiterer Repressionsschlag, der allerdings angesichts 
von acht vorläufigen Festnahmen eine andere Qualität besitzt. Die Vorwürfe gegen die 
Festgenommenen reichen von Beteiligung an Widerstandshandlungen während den wiederholten 
Protesten gegen das „Forschungslabor‘‘ CIGEO in Bure bis zum „Anführen des Schwarzen Blocks“ 
am Pferdemarkt in Hamburg bei G20. Dort sollen zwei der Beschuldigten durch „Gestikulieren 
und Zurufe‘“ über hundert Autonome zu Krawall angestiftet haben — das Nichtverstehen 
linksradikaler Organisierung der Behörden kennt offenbar kaum Grenzen. Seit den spektakulären 
Hausdurchsuchungen im September steht zudem eine Ermittlung gegen eine „kriminelle 
Vereinigung zur Verhinderung des atomaren Tiefenendlagers“ im Raum. Die gestrigen Razzien 
könnten Ausdruck dieser Ermittlungen sein und bedrohen unsere FreundInnen mit vieljährigen 
Haftstrafen. 
Nachdem am Wochenende bis zu 3.000 Menschen gegen das geplante Atomklo in Bar-le-Duc 
demonstrierten, wird erneut die Militarisierung der Auseinandersetzungen deutlich. Der Staat wird 
keinen Dialog mit antikapitalistischen Akteuren mehr führen, wer sich nicht fügt wird mit allen 
Mitteln verfolgt. Dieser Wille ist spätestens seit den nie gesehenen Öffentlichkeitsfahndungen und 
dem international koordinierten und ebenfalls nie gesehenen Zugriff gegen linke AktivistInnen in 
vier Ländern vom 29. Mai 2018 deutlich geworden. 
Auch wenn der millionenschwere Aufwand von einer mangelhaften Arbeit der SOKO zeugt und 
als Rache der beim G20 vollkommen gescheiterten „Sicherheitsstrategie‘“ gelesen werden kann, so 
ist doch der Erfolg der Ermittlungen bisher äußerst dünn. Seien es die Falschaussagen der Blender 
aus dem Polizeihubschrauber, die Selbstenttarnung unfähiger Agents Provocateurs aus Sachsen bei 
der „Welcome to Hell“-Demo oder die Schmach von gerichtlichen Niederlagen etwa in den 
Verfahren gegen die unrechtmäßig inhaftierten Freunde Fabio oder Konstantin — den Autokraten 
um Hieber, Scholz und Dudde muss das Handwerk gelegt werden, sollen anstelle eines 
Polizeistaates so etwas wie Grundrechte überleben. 
50 AnwältInnen haben die drohende Auflösung rechtsstaatlicher Verhältnisse in einem 
Solidaritätsschreiben für den Anwalt Etienne auf den Punkt gebracht. Darin steht: 
„Während sich Hausdurchsuchungen, vorübergehende Festnahmen und Verurteilungen im 
Departement Meuse seit vergangenem Winter stetig häufen, stellt der heutige Tag eine neue 
Etappe in der Repression gegen die Widerstandsbewegungen gegen das Projekt CIGEO da. Wir 
verurteilen diese unverhältnismäßigen und schockierenden Methoden auf‘s schärfste. Sie treten 
fundamentale Freiheitsrechte mit Füßen: Das Recht sich zu verteidigen und zu verteidigen.“ 

ur # ‚Die Inhaftierung des Anwaltes bei zeitgleicher 
Untersuchungshaft von sieben AktivistInnen unter 
Mitwirken der Hamburger Rechtsrücker erfordert einen 
“Aufschrei. Lasst uns ihn gemeinsam gestalten und die 
KRepressionswellen wie auch den nahenden Jahrestag des 
'G20-Desasters nutzen, um unsere Wut zu verdeutlichen. 
‘Solidarität mit den Beschuldigten in Hamburg und Bure - 
Freiheit für alle Gefangenen — Glück den Untergetauchten! 
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G7 2019 Frankreich! 
Aufruf ins Deutsche übersetzt von Enough is 
Enougn, 

Original Sabordons le G20 

Nach der wunderbaren Zeit des Widerstandes 
rund um den G20O Gipfel in Hamburg 2017, 
nach dem G7 Gipfel in Quebec im Juni 2018, 
welcher, unter anderem durch seine „free 
exprsssion Zone“ von einem 
unvergleichlichen Level der Repression 
geprägt war und dem g20 gipfel im 
November/Dezember 2018 in Buenos Aires 
der verspricht, ein großartiger Moment zu 
werden, besonders in Anbetracht der 
momentanen Bekanntheit von Macri, die 
Geschichte der lokalen Kämfe dort und 
Feindschaft/Abneigung der Region gegeüber 
Trump. 

Nun wurde angekündigt, dass der 2017 G7 
Gipfel am Ende vom Sommer 2019 in Biarritz 
stattfinden wird. 

Wir haben keine Zweifel über die Härte der 
Repression, die wir von Gerard Collomb zu 
erwarten haben. 

Es ist klar, dass dieser Gipfel wieder einmal 
ein (Versuchs)labor der Strafverfolgung sein 
wird, um gerichtliche Maßnahmen gegen 
Demonstrant*innen und Menschen, die 
selbstorganisiert leben, durchzusetzen. 

Jetzt besonders muss das, was in Hamburg 
passiert ist, uns inspirieren, muss uns 
antreiben, unsere Kämpfe auf diese Art 
weiterzukämpfen, muss unsere nationalen 
und internationalen Bande stärken, die 
Berichterstattung/Nachrichten prägen und 
diese Treffen unserer Regierungen sprengen. 
Wir rufen euch alle dazu auf. sich zu 
vernetzen, Sich zu treffen, zu diskutieren, 
über Aktionen nachzudenken, zu 
demonstrieren, Info Touren vorzubereiten, 
unsere nationalen und internationalen 
Kontakte zu stärken ‚Artikel zu Schreiben, 
broschüren zu drucken... 

Wir haben ein Jahr vor uns, aber bei dem 
momentanen Level an Repression ist das 
kaum genug Zeit. Wir wünschen uns 
vielfältigen und weit verbreiteten Widerstand, 
wie es ihn auch in Hamburg gab. 
Gegen Kapitalismus, Lets Smash G7! 


Yogyakarta,'Indonesien: Unterstützt unseren 
anarchistischen Gefährten Brian Valentino! 
vom 17.5.18 

Unser Gefährte, Brian Valentino, sitzt zur Zeit 
im Polda Gefängnis Yogyakarta, der 
Polizeizentrale von Yogyakarta (besondere 
feudale Region innerhalb der Provinz Zentral- 
Java) 

Seit dem Tag seiner Verhaftung, vom 1. bis zum 
16. Mai 2018, wurden unserem Gefährten, der 
geschlagen und gefoltert wurde, seine Rechte 
für jeglichen juristischen Beistand verweigert. 
Seidem er verhaftet wurde, musste er bereits 
15 Tage Vernehmung ohne Beteiligung eines 
Anwalts über sich ergehen lassen. Die Polizei 
und die Rechtsbeihilfe konnten uns keinen 
Grund hierfür benennen, weshalb wir nicht 
sicher sind, ob die Polizei oder 
Rechtsanwält*innen es verweigern, dass er 
Unterstützung erhält. 

Um das klarzustellen, wir haben diese 
Information von Brian Valentino’s Vater 
erhalten, der ihn nach einer Woche besucht hat 
und versichert, dass Brian der einzige der 
Verhafteten ist, dem seit den 15 Tagen seiner 
Verhaftung kein rechtlicher Beistand gewährt 
wird. 

Aus diesem Grunde appellieren wir an nationale 
und internationale Gefährt*innen, die Solidarität 
mit Brian Valentino, unserem lieben 
anarchistischen Freund, zu intensivieren. Wir 
schränken die Solidarität nicht ein, sie kann 
legal oder was auch immer sein. Aber für 
Geldspenden an die Familie und Angelagten: 
Donation: BRI 5175-01-001-257-503 (Ilona) 
Email: palanghitam@riseup.net 

Oder teilt dieses eurer nächsten indonesischen 
Botschaft mit, mit allen erforderlichen Mitteln. 
- Anarchist Black Cross / Anti-Autoritäre 
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Wie der FSB einen TerrorismusFALL fabriziert. Repressionen gegen nn 
Antifaschisten in Russland x c 


Im Vorfeld der Präsidentschaftswahlen und der Fußball- 
Weltmeisterschaft begannen in Russland Repressionen gegen 
Antifaschisten und Anarchisten. Im Herbst 2017 wurden in Pensa 
sechs Menschen verhaftet, manchen von ihnen wurden Waffen und 
Sprengstoff unterschoben. Dann haben die FSB-Mitarbeiter 
Antifaschisten direkt im Untersuchungsgefängnis gefoltert: 
Stromkabel wurden an Körperteile angeschlossen und Strom 
eingeschaltet, die Gefangenen wurden schwer verletzt, geschlagen 
und mit dem Kopf nach unten aufgehängt. Während der Folter 
zwangen Geheimdienstler die Aktivisten, Aussagen auswendig zu 
lernen darüber, dass sie angeblich eine terroristische Organisation 
namens „Netz “ [auf Russisch: Set ] gegründet hätten und Mitglieder 


"gung. wegen der angeblichen Bildung ı einer anti- 
faschistischen es \ 


Diesa, Broschüre a hehe zur Aufarbeitung 


seien. Ende Januar 2018 wurden in Petersburg zwei weitere der Ermittungen, der Folgen fÜt,Betroflene und 
R , , ihres Umtelds und der politischen Diskussion . 
Antifaschisten verhaftet. Sie wurden ebenfalls gefoltert und ee 


verprügelt, sie wurden gezwungen, sich selbst zu beschuldigen — sie 


sollten bestätigen, dass sie Mitglieder von „Netz seien. 


N Es bieibt dabei: Linke Strukturen verteidigen! 


Solidarität. „Der FSB ist der Hauptterrorist “ 


. . . A Broschüre zu finden In vielen Locatiorıs Oder 
Sieben von acht Menschen aus diesem Fall gegen Antifaschisten a 
befinden sich jetzt unter Arrest in Untersuchungsgefängnissen, wo sie ee EIN 


immer noch einer Gefahr ausgesetzt sind. 
Die Ermittlungsbehörde hat Filinkows Beschwerde geprüft: Die Geheimdienstler bestätigten die 
Anwendung von Elektroschockern gegen Wiktor und begründeten diese durch polizeiliche 
Notwendigkeit. Die Ermittlungsbehörde hat im Handeln des FSB keine Verstöße gefunden und 
die Einleitung eines Strafverfahrens verweigert. UPD 2 - 29.04.2018 

Die Repressionen gegen die Antifaschisten wurden erst Ende Januar allgemein bekannt, als 
Wiktor Filinkow über die Folter erzählte. Bald danach erzählten auch Ilja Sakurskij und Dmitrij 
P£elinzev über die Folter. Die Ermittlungsbehörde fing endlich an, die Vorwürfe zu prüfen — 
zunächst nur Filinkows Beschwerde. Es ist aber nicht klar, ob es überhaupt irgendwelche Effekte 
haben wird. 

In ganz Russland und in vielen anderen Ländern wurden Solidaritätsaktionen für die 
verhafteten Antifaschisten und Anarchisten gemacht. Der Hauptslogan dieser Kampagne wurde: 
„Der FSB ist der Hauptterrorist 


Informiert euch auf rupression.net 

Schreibt den Gefangenen unter rosuznik.org 
Spendet unter Alfabank, Kartennummer: 5486 7320 
1178 7959 , Yandex.Money Wallets, Anarchist Black 
Cross St. Petersburg: 4100 1160 3789 89 

oder PayPal: abc-msk@riseup.net 
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"Zum ersten Mal das Gefühl, etwas Sinnvolles zu machen" 
Das Interview mit Mehmet Daimagüler, Opferanwalt im NSU-Prozess 
vom 19.06.18 | 


Bald soll das Urteil im NSU-Prozess gesprochen werden. Wie hat es den Mann 
verändert, der die Angehörigen der Opfer vertreten hat? 


Was es für seine Mandanten bedeutet hat, diesen Prozess durchzustehen, das kann 
er nur ahnen, sagt Mehmet Daimagüler. Denn den Schmerz, den eigenen Vater oder 
Bruder durch einen Mord verloren zu haben, den könne man sich nicht vorstellen. 
"Großen Respekt" habe er vor den Witwen und Halbwaisen, die im Prozess "nur 
einen Meter von den mutmaßlichen Mördern ihrer Liebsten" entfernt gesessen 
hätten und alles "mit so einer stillen Würde ertragen" hätten. 


Daimagüler vertritt die Geschwister von Abdurrahim Özüdogru und die Tochter von 
Ismail Yasar. Beide Männer wurden in ihren Läden in Nürnberg erschossen. Zwei 
Mal seien sie Opfer des Rassismus geworden durch den Mord selbst und durch die 
anschließenden Verdächtigungen der Polizei etwa gegen Ismail Yasar und seine 
Familie. Am Tag seiner Ermordung seien in Yasars Dönerladen Drogenspürhunde 
aufgetaucht, der nahegelegene Spielplatz sei nach Drogen a 
abgesucht worden, berichtet Daimagüler. "Das hätte man ja INDISCHE el 
nicht gemacht, wenn der Tote Meier, Müller oder Schmidt 1 
geheißen hätte!", sagt er. 


"Auch der Staat hätte auf die Anklagebank gehört." 


Die Ermittlungsfehler der Polizei seien "keine Pannen" gewesen, sondern Ausdruck 
von "institutionellem Rassismus", davon ist Mehmet Daimagüler überzeugt. Und 
den kennt er, der als Sohn türkischer Einwanderer im Siegerland geboren wurde, 
auch aus eigener Erfahrung. Trotz Ausgrenzung und Diskriminierung schaffte er 
den Weg von der Hauptschule bis an die US-Elite-Uni Harvard, arbeitete schon mit 
Anfang zwanzig für verschiedene FDP-Politiker im Bundestag, war lange Jahre 
selbst Mitglied im FDP-Bundesvorstand. Das war schon die Zeit, als die Ceska- 
Mordserie immer wieder türkische Opfer forderte. Doch Daimagüler schwieg, 
obwohl er den rassistischen Hintergrund der Taten ahnte. 


‚Ich hätte ja einfach mal den Innenminister von NRW ansprechen können oder 
einen der Abgeordneten. Aber ich habe das nicht gemacht und dafür schäme ich 
mich", bekennt Daimagüler. Feigheit und Opportunismus seien die Gründe 
gewesen, er wollte janoch Karriere machen in der FDP. Da sei es eben nicht gut 
angekommen, wenn ein türkischstämmiges Parteimitglied dauernd den Rassismus 
zum Thema machen wollte. 2007 trat Daimagüler aus der FDP aus. 

seine Mandanten leben weiter mit der Angst. 


Mit der Nebenklage-Vertretung im NSU-Prozess hatte er endlich Gelegenheit, seine 
Versäumnisse, wie er sagt, durch "tätige Reue’ wiedergutzumachen. "Zum ersten 
Mal in meinem Berufsleben habe ich das Gefühl, etwas Sinnvolles zu machen", sagt 
Daimagüler. Und so stellte er zusammen mit seinen Nebenklage-Kollegen die 
Fragen, die im NSU-Prozess sonst keine Seite stellte. Denn nicht nur um die Schuld 
von Beate Zschäpe und ihrer vier Mitangeklagten sei es hier gegangen. "Als 
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sechster Angeklagter hätte der Staat auf die Anklagebank gehört", meint 
Daimaguler. 


Die wichtigsten Fragen habe der NSU-Prozess nicht beantworten können: "Wie 
groß war oder ist der NSU wirklich? Welche Rolle haben die 
Verfassungsschutzbehörden und ihre V-Leute gespielt? Und wie gehen wir aus den 
Erfahrungen des NSU lernend mit dem Problem des institutionellen Rassismus 
um?" Auch wenn Beate Zschäpe vom Gericht als Mörderin verurteilt werde, seine 
Mandanten, so Daimagüler, müssten weiter mit der Angst leben, dass viele Helfer 
des NSU-Trios unentdeckt geblieben sind, auch in ihrer Nachbarschaft. 


Pam are m mn TREE TUE TA NE IE UT 1 EI N 


KONSEQUENZEN AUS DEM NSU STEHEN WEITER AUS 
30. Mai 2017buendnisgegennaziterror 


Vom 17. bis zum 21. Mai kamen in Köln viele hundert Menschen im Rahmen des NSU-Tribunals 
zusammen. In zahlreichen künstlerischen Darstellungen, Workshops, Veranstaltungen, 
Ausstellungen und Diskussionen wurde der NSU als das thematisiert, was er war: Ein 
neonazistisches Terrornetzwerk, mit Verankerung in der Naziszene und vielfältigen Verbindungen 
zu deutschen Geheimdienstbehörden, dessen Gewalt nur im Kontext des institutionellen und 
gesamtgesellschaftlichen Rassismus wirkmächtig werden konnte. Um den NSU und seine Taten 
begreifen zu können, bedarf es einer Perspektive, die sich mit seinen Opfern solidarisiert und ihr 
Leiden anerkennt. Daraus erwachsen zwei Forderungen: Umfassende Aufklärung des NSU und 
Kampf gegen rechte Gewalt und Terror. 

Die Auseinandersetzung mit dem Terror des NSU kann und darf sich nicht auf den Gerichtssaal 
beschränken. Der seit vier Jahren andauernde NSU-Prozess hat gezeigt, dass dort zentrale 
Aspekte nicht aufgeklärt werden konnten trotz des bemerkenswerten Einsatzes der Nebenklage. 
Bis heute gibt es keine weiteren Prozesse gegen Personen aus dem breiten Unterstützerumfeld 
des NSU. Dem Gericht geht es weniger darum, Licht ins Dunkel zu bringen, sondern darum, 
strafrechtlich relevantes von strafrechtlich irrelevantem zu trennen. 


Doch Aufarbeitung ist etwas wesentlich anderes als Verurteilung der Schuldigen. Wenn der NSU- 
Prozess in München zu Ende geht, wird die Aufarbeitung des NSU längst nicht in an ihr Ende 


gekommen sein. Einen Schlussstrich darf es nicht geben. 


Das Münchner Bündnis gegen Naziterror und Rassismus kündigt daher an, am Tag der 
Urteilsverkündung mit einer Kundgebung und diversen Aktionen vor dem Gericht präsent zu sein, 
um Solidarität mit den Opfern des NSU zu zeigen sowie Aufarbeitung und Konsequenzen zu 


fordern. 
Im sechsten Jahr nach der Selbstenttarnung des NSU ist rechter Terror so aktuell wie 2011. Das 


zeigen rechte Terrorzellen wie die Gruppe Freital, die Old School Society, das rechte Terrornetz in 
der Bundeswehr um den Oberleutnant Franco A. und die unzählbaren Angriffe und Anschläge auf 
Flüchtlinge der letzten Jahre. Rechter Terror ist eines der grundlegenden Probleme dieser 
Gesellschaft. 

Wichtige Konsequenzen wurden nicht gezogen und rassistische Einstellungen sind seit eher 
2011 stärker und salonfähiger geworden. Noch immer haben wir Verfassungsschutzbehörden, 
die mit V-Personen an Nazigruppen aktiv beteiligt sind, geboten wäre ein Ende des V- 
Personeneinsatzes und die Auflösung des Verfassungsschutzes. In den letzten Jahren sind 
zudem unzählige rassistische Initiativen und Parteien entstanden, von hunderten lokalen 


Bürgerinitiativen gegen Flüchtlinge über Pegida bis zur AfD. 


% 16 % 


TAG x 5 Jahre NSU-Prozess Am 6. Mai 2013 begann vor dem 
= Oberlandesgericht München der 
In Gedenken an: ai Mm Prozess gegen Beate Zschäpe, 
Enver Simsek, Abdurrahim aD Andre Eminger, Holger Gerlach, 
PN SF 7.7 Ralf Wohlleben und Carsten Sch. 


Özüdogru, Süleyman Tasköprü, 
Habil Kilic, Mehmet Turgut, Ismail INIFE EU WENFUF Voraussichtlich im Sommer 2018 


Yasar, Theodoros Boulgarides, du rn ER wird der Prozess nach etwa 400 
Mehmet Kubasik, Halit Yozgat, DIE ENSE N Verhandlungstagen zu Ende 


Michele Kiesewetter gehen. 
Wir rufen zu einer Demonstration 


und Aktionen zu Beginn der 
Urteilsverkündung im NSU- 
Prozess in München auf. 
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Gedanken zur bundesweiten AFD-Demo in Berlin 


Wir begrüßen die im Zusammenhang mit dem AfD Aufmarsch am 27. Mai in Berlin endlich wieder 
aus der Abhängigkeit der parteinahen Bürgerbündnisse befreite Antifamobilisierung „Chaos statt 
AfD“. Die heuchlerischen Erfolgsmeldungen der letzten Jahre über den angeblich starken Protest 
gegen Rechts, der sich für diese Bündnisse lediglich in der Anzahl der dirigierten Füße misst, war 
ebenso schwer zu ertragen wie die zweibeinige deutsche Scheiße, die sich regelmäßig in großen 
Mengen in der Umgebung des Hauptbahnhofs erbricht. 

In einer Gegend, in der wir noch keine Wege für massenmilitante und individuelle Angriffe gefunden 
haben, sollten wir uns nicht mit Sitzblockaden und einem befriedeten, eingezäunten Protest 
begnügen. Der Aufruf, den Preis für die AfD sowie für den AfD-Aufmarsch in die Höhe zu treiben und 
ihn kreativ zu begleiten, ist daher nur konsequent und eröffnet durch seinen dezentralen Charakter 
neue Möglichkeiten. 

Zum Glück entstehen neue Anstöße in einer antifaschistischen Bewegung und so sind wir am 
Sonntag zur Mittagszeit auf einige Gleichgesinnte getroffen und dann vermummt und mit lauten 
Rufen und Feuerwerk durch Prenzlauer Berg gezogen. Sicher wurden manche in dem Bionade Kiez 
verschreckt, wir haben jedoch kaum Ablehnung verspürt. 

Es ist also noch möglich unangemeldet durch diese Stadt zu ziehen und dabei die Straßen etwas zu 
verbarrikadieren und der ersten Streife eine kleine Warnung zu verpassen. Das am Helmholtzplatz 
die übliche und wahllose Jagd der Bullen auf vermeintliche Teilnehmer*innen einsetzte, ist kein 
Grund zum Klagen sondern nur der Anstoß für uns, Strategien zu entwickeln, wie wir ihrer 
Menschenjagd entschlossen und gemeinsam etwas entgegensetzen können. 

Ob durch diese wilde Demo Einheiten der Bullen verschoben werden mussten und irgendwo anders 
Lücken entstanden, wissen wir nicht. Was wir wissen, ist dass wir uns selbstbestimmt die Straße 
Jenommen haben und zumindest für einen Moment Chaos gestiftet wurde. 

Deswegen: Ob deeskalativ oder auf direkten Angriff setzend, ob mit Flyern oder Feuerwerk, schwarz 
vermummt oder bunt - Wir plädieren nach wie vor dafür, die unangemeldete Sponti im 
Werkzeugkasten autonomer. Praxis zu belassen und sie nicht zu verbannen, nur weil sie schon oft an 
ihre Grenzen gestoßen ist. Aus den gemachten Erfahrungen können wir lernen und uns 
weiterentwickeln. 

Wenn wir sagen: Scheiß auf die Parteien und ihre Vorfeldorganisationen, die uns zu Fußabtretern 
der Bullen in ihren Sitzblockaden degradieren wollen, müssen wir bessere Vorschläge machen. Der 
unkontrollierbare Haufen, der wild durch die Straßen zieht, ist hingegen immer unsere Heimat. 
Solidarität mit den insgesamt 25 Festgenommenen. Keine*r ist alleine, denn getroffen hat es wenige, 
gemeint sind wir alle! Bleiben wir stets unkontrollierbar, selbstbestimmt und offensiv. 


Anarchist*innen 
ik 17% 


Nein zum neuen Polizeigesetz NRW! Kein Angriff auf unsere Freiheit und Grundrechte 


Die NRW-Landesregierung plant eine massive Verschärfung des Polizeigesetzes. Noch vor der 
parlamentarischen Sommerpause soll diese ohne große Diskussion verabschiedet werden. Diese 
Verschärfung hebelt grundlegende rechtsstaatliche Prinzipien wie die Unschuldsvermutung und 
Gewaltenteilung aus. 


Das neue Polizeigesetz ermöglicht es, Menschen auch ohne konkreten Verdacht anzuhalten und zu 
durchsuchen, bis zu einen Monat in Präventivgewahrsam zu nehmen oder mit Hausarrest zu belegen. Sie 
soll Smartphones hacken dürfen, um Messenger wie WhatsApp mitzulesen - nicht nur von vermeintlich 
verdächtigen Personen, sondern auch in deren sozialem Umfeld. Zudem wird auch die Videoüberwachung 
des Öffentlichen Raums ausgeweitet. 


Kern des neuen Polizeigesetzes ist die Einführung des Rechtsbegriffes der „drohenden Gefahr“. Durch die 
„drohende Gefahr“, also die bloße Vermutung einer Gefahr, wird die Polizeitätigkeit vorverlagert in einen 
Bereich, in dem noch gar keine konkrete Gefahr droht. Verbrechen so weit im Vorfeld zu verhindern, mag 
im ersten Moment wünschenswert erscheinen, erhebt aber unverdächtiges, grundrechtlich geschütztes 
Handeln in den Bereich des verdächtigen und bedroht damit die Unschuldsvermutung. Strafbefugnisse im 
Polizeigesetz und der Eingriff bei Verdacht auf Gefahr verwischen die Grenze zwischen polizeilicher und 
nachrichtendienstlicher Tätigkeit und stellen auch die Gewaltenteilung insgesamt in Frage. 


Betroffen von diesen Eingriffen in Grundrechte sind potentiell alle Menschen. Es reicht schon, zur falschen 
Zeit am falschen Ort zu sein. Doch muss klar sein: manche wird es früher und härter treffen als andere — 
nämlich diejenigen, die bereits besonderes Ziel polizeilicher Eingriffe sind. Durch den im Polizeigesetz 
vorgesehen Ausbau von Strategischen Fahndungen werden von Rassismus betroffene Menschen noch weit 
mehr als jetzt von „racial profiling“-Kontrollen getroffen werden. Auch Wohnunglose, psychisch Kranke, 
politisch Aktive, Streikende, Fussballfans und viele weitere werden die Maßnahmen verstärkt zu spüren 


bekommen. 


2017 hatte Deutschland die niedrigste Kriminaltitätsrate seit einem Vierteljahrhundert. Trotzdem werden 
derzeit in mehreren Bundesländern die Polizeigesetze verschärft. Den Landesregierungen reichen vage 
Terrorängste und ein diffuses Unsicherheitsgefühl in der Bevölkerung als Rechtfer tigung. Das ist der Weg 
in den Polizei- und Überwachungsstaat! 


Wir sagen deshalb - wie in vielen anderen Bundesländern auch - NEIN zum neuen Polizeigesetz in NRW; 
NEIN zum massiven Eingriff in die Grundrechte von Millionen von Menschen und NEIN zu massenhafter 


Überwachung unter dem Deckmäntelchen von Sicherheit und Ordnung! 


Übersicht über die geplanten Änderungen: . 
-Einführung des Begriffs der sogenannten „drohenden (terroristischen) Gefahr“ 


-Einführung von Tasern als neue Waffe (Amnesty: „Ein gescheitertes Experiment“) 

-Schleierfahndung mit Anhalte- und Sichtkontrollen (u.a. gehört dazu das so genannte Racial Profiling ) 
-Ausweitung der Videoüberwachung an öffentlichen Orten 

-Einführung von Staatstrojanern, d.h. der Möglichkeit die Geräte von Menschen zu hacken, um 
verschlüsselte Kommunikation mitzulesen und Inhalte zu protokollieren (Netzpolitik.org: 
„Verfassungswidrig und gefährlich“) 

-Anordnung von Aufenthaltsbeschränkungen und Kontaktverboten als präventiv-polizeiliche Maßnahme 
-Überwachung durch Fußfesseln u.a. zur Einhaltung der Anordnungen 

-Verlängerung der Ingewahrsamnahme, z.B. zur Identitätsfeststellung auf 7 Tage und bei terroristischen 
Gefahren auf 1 Monat 


Ak 18% 


Ein Herzensanliegen 


Dass aktive Linke in Deutschland öfter mal mit der Polizei in Konflikt geraten, ist nichts Neues. 
Doch in letzter Zeit bekommen sie öfter Ärger mit der Gewerkschaft der Polizei (GdP). Die gehört 
innerhalb des Deutschen Gewerkschaftsbunds (DGB) zu den kleineren Organisationen, was sie 
allerdings nicht daran hindert, ein Getöse zu veranstalten, wenn ihr Berufsstand in die Kritik gerät. 
„Jagdszenen aus Hamburg. Der G20-Gipfel und die Folgen“, lautete der Titel einer Veranstaltung, 
zu der Ende März linke Gewerkschafter, kritische Juristen und der Republikanische Anwältinnen- 
und Anwälteverein die Hamburger Juristin Gabriele Heinecke ins Berliner IG-Metall-Haus 
eingeladen hatten. Für die GdP war die Veranstaltung ein klarer Fall unsachlicher Polizeikritik. Ihre 
Intervention hatte Erfolgt. Der Vorstand der Berliner IG Metall teilte den Organisatoren mit, dass 
die Räume in ihrem Gewerkschaftshaus für diese Veranstaltung nicht zur Verfügung stünden. 
Kurzfristig wurde ein kleiner Ausweichort gefunden. „Es ist noch nicht vorgekommen, dass eine 
Veranstaltung von Grundrechtsorganisationen und kritischen Juristen von einer DGB-Gewerkschaft 
die Räume gekündigt wurden“, erklärt der Jurist Hans Eberhard Schulz. 

Bundesweit macht die GdP schon länger gegen linke Veranstaltungen in den Räumen des DGB 
mobil. In Frankfurt am Main war es ein Workshop der Gruppe Antifa United Frankfurt in den 
Räumen des örtlichen DGB-Hauses, der die Kollegen Polizeigewerkschafter erzürnte. Zuvor hatte 
bereits der Vorsitzende der rechtslastigen, mit der GdP konkurrierenden Deutschen 
Polizeigewerkschaft (DPolG), Lars Marhun, gegen das Antifa-Treffen im DGB-Haus polemisiert und 
dem Gewerkschaftsbund vorgeworfen, logistische Hilfestellung beim Kampf der Autonomen gegen 
den Staat zu leisten. 

Im Oktober 2017 versuchten GdP und DPolG, angefeuert von Medien und AfD, einen 
antifaschistischen Kongress im Münchener DGB-Haus zu verhindern. Die Kündigung der Räume 
wurde zurückgezogen, nachdem die Kongressorganisatoren versichert hatten, dass sie auf dem 
Boden der Freiheitlichen Grundordnung stehen. 

Eigentlich wäre es an der Zeit, die linke Parole „Polizeigewerkschaft raus aus dem DGB“ zu 
reaktivieren. Doch dazu wird es nicht kommen. Schließlich ist die Präsenz der GdP im DGB ein 
Zeichen für die vollständige Integration der gewerkschaftlichen Apparate in den kapitalistischen 
Staat. Und das ist dem deutschen Gewerkschafter leider ein Herzensanliegen. 

Peter Nowak 
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Nach den Auseinandersetzungen während des G-20 Gipfels in Hamburg werden wir von den Parteien und der 
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Unheimlich Sicher gegen die IMK 
in Magdeburg 


Am 28. November 2018 findet in 
Magdeburg die alljährliche 
Innenministerkonferenz statt. 
Bundesweite Demonstration am 23. 
November 2018 in Magdeburg. 

Am 28. November findetin 
Magdeburg die alljährliche 
Innenministerkonferenz statt. 

Die IMK ist seit 1954 ein 
Zusammenschluss der 
Innenministerien der Bundesländer. 
Sie teilt sich in sechs Arbeitskreise, 
die nahezu alle bundesinneren 
Themen umfassen. In dieser Form 
tagt sie zweimal jährlich. 

Dieses Jahr findet die IMK unter 
Schirmherrschaft des sachsen- 
anhaltinischen CDU-Innenministers 
Holger Stahlknecht statt. 
Unterstützung erhält er vom neuen 
rechtskonservativen 
Bundesinnenminister Horst 
Seehofer. Eines der im Rampenlicht 
stehenden Themen ist die Schaffung 
eines bundesweit einheitlichen 
„Polizei-Muster-Gesetzes“ (PAG). 


Schon im letzten Jahr wurde hier der 


Paragraph 8113 im Zuge der G20- 
Proteste verschärft. Weitere 
Strafverschärfungen und erweiterte 
Befugnisse für Polizei und 
Ordnungsämter sind in Planung. 
Blaupause ist das bayrische PAG. 
Dazu gehören beispielsweise 
Neubewaffnungen der Landes- und 
Bundespolizei, weitere 
Einschränkungen des 
Demonstrationsrechtes oder die 
weitere Legalisierung optisch- 
akustischer Überwachung. 

Wie diese Form der präventive 
Aufstandsbekämpfung aussehen 
kann, lässt sich regelmäßig in und 


um Fussballstadien beobachten. Hier 


werden neue Taktiken, Techniken 
und Material erprobt. Da die Fans 
die Öffentlichkeit scheuen und diese 


22% 


sie als Querulant*innen und 
unliebsame Kritiker*innen 
stigmatisiert, nutzt die Staatsmacht 
dieses Machtvakuum, um ihre 
einseitige Deutungshoheit zu 
festigen. 

Wie die Ordnungsmacht die 
„Wahrheit“ zu ihren Gunsten deutet, 
zeigt sich auch im Falle der 
Ermordung von Oury Jalloh. Jahre 
lang wurde mit allen Mittel 
bestritten, dass deutsche Polizisten 
in einem Dessauer Polizeirevier den 
gefesselten Asylsuchenden mit 
Brandbeschleuniger übergossen und 
angezündet haben. Trotz sich 
widersprechender Aussagen von 
Polizisten, erdrückender Beweise 
und zwei weitere Tote in den Jahren 
zuvor, wurde das Verfahren 
eingestellt. 

Mit der Verstärkung von 
Migrationsbewegungen auf dem 
europäischen Kontinent, ausgelöst 
durch die lebensbedrohlichen 
Verhältnisse in Asien, Nord- und 
Westafrika und dem Nahen Osten, 
erleben wir seit Jahren eine stetige 
Verschärfung des vermeintlichen 
Grundrechts auf Asyl. Auch auf der 
diesjährigen IMK soll dieses 
Menschenrecht weiter ausgehebelt 
werden. 

Kernthema ist der bundesweite 
Aufbau von Abschiebelagern, 
sogenannten „Ankerzentren“. 
Parallel dazu wird die 
Zusammenarbeit zwischen 
internationalen und „deutschen“ 
Aktivist*innen immer stärker 
bekämpft. Zum Beispiel durch das 
Verbot der Symbole der kurdischen 
Befreiungsbewegung und ihrer 
Organisationen oder dem seit Jahren 
bestehenden Verbot der PKK. 

Es geht den Sicherheitsorganen aber 
nicht um Sicherheit und Terrorismus, 
sondern um die Kontrolle der 
gesamten Gesellschaft sowie der 
damit verbundenen Beschneidung 


von Grundrechten. Es geht Unterdrückung und kapitalistischer 


letztendlich um den Schutz der Herrschaft umzuwerfen. Die Folgen 
kapitalistischen Grundordnung mit dieser repressiven Ordnung zeigen 
ihrer Elendsverwaltung, die sie sich uns auf vielfältigster Weise in 
„soziale Marktwirtschaft“ nennen. unserem gemeinsamen Alltag. 

Ein weiteres Gebilde zum Schutz Genauso vielfältig sind aber auch 
dieses Systems ist die Europäische unsere Widerstände gegen diese 
Union. Die „Friedensmacht“ Europa Verhältnisse. 

führt Militär und Polizeiaktionen Deswegen beteiligt euch zahlreich, ob 
durch, um diese „gesellschaftliche organisiert oder unorganisiert, an den 
Ordnung“ zu erhalten oder zu Aktionen gegen die IMK und kommt 
schaffen. Mit Militärpräsenz und am 25.11.18 nach Magdeburg zur 
imperialen Kriegen werden gemeinsamen Demonstration! 
Handelswege gesichert, neue Märkte Die IMK nicht widerstandslos 
erschlossen und die Ausbeutung der hinnehmen! 

globalen Ressourcen gewährleistet. Für eine solidarische Gesellschaft 
Unsere Kritik gilt nicht nur dem Staat ohne Überwachung, Repression und 
und seiner Innenpolitik, es gilt das Krieg. 

gesamte Konstrukt von unheimlichsicher.org 


Um jeden meter Kämpfen: Aufruf zur Verteidigung der Besetzung im #Hambacher Forst 


Seit 6 Jahren ist der Hambacher Forst besetzt. Menschen errichten hier Baumhäuser und verteidigen sie, um die 
Bäume auf denen sie leben zu beschützen. Nichts desto trotz rücken die Kohlebagger, Bulle immer näher. 

Laut Gesetz gehört der Wald RWE, einem Energieriesen, der für die Braunkohleverstromung nicht nur den 
jahrhunderte alten Wald zerstört, Lebensräume vernichtet, die Menschen aus den umliegenden Dörfern vertreibt, 
sondern auch, allein im rheinischen Braunkohlerevier, 30% von Deutschlands CO2 Emission ausstößt. So beutet RWE 
für seine Profitmaximierung die ganze Welt aus, und trägt maßgebend dazubei, dass Menschen gezwungen werden, 
ihre Heimatländer zu verlassen. Denn die ersten, die unter Klimaerwärmung leiden, sind nicht die, die die Profite 
einfahren, sondern Menschen im globalen Süden. Damit ist der Konflikt hier auch ein Kampf gegen Imperialismus, 
gegen Unterdrückung und Rassismus. Was hier passiert, passiert nicht zufällig. Es ist ein Symptom des kapitalistischen 
Systems. Und wir entwickeln Wege es anzugreifen. 

Seit 6 Jahren greifen wir hier also nicht nur RWE, sondern ein System von Herrschaft und Ausbeutung an, dass den 
Profitwahn des Industrialisierten Großkonzern möglich macht. Für uns ist klar: Der Kampf um Klimagerechtigkeit ist 
auch der Kampf für eine herrschaftsfreie Welt, jenseits von kapitalistischen Zwänge, einer Welt in der Großkonzerne 
keine Macht über Mensch und Natur haben. Wir streben einen generellen Systemwandeln an! 


Durch direkte Aktion haben wir es geschafft RWE zu schaden, durch Sabotage und Blockaden hat der Konzern 
Millionen Verluste gemacht. Der Imageschaden der entstanden ist, da die Folgen von Braunkohle aus der Öffentlichkeit 
nicht mehr wegzudenken sind, ist nicht berechenbar. Mit der jahrelangen Besetzung haben wır gezeigt, dass es 
möglich ist, effektiven Widerstand zu leisten. Nur durch gemeinsame Organisation und Mut haben wir es geschafft, 
diesen Freiraum zu erkämpfen und zu erhalten. Denn trotz extremer Repression, obwohl viele von uns verprügelt, 
misshandelt und eingesperrt wurden, sind und bleiben wir hier! Denn in einem System, dass es wenigen erlaubt für ihre 
Gier den ganzen Planeten auszubeuten wird Widerstand zur Pflicht. 

Die Zeit läuft. Wenn der Braunkohleabbau nicht sofort aufhört ist es unmöglich den Klimawandel aufzuhalten. Und die 
Zeit läuft auch für den Wald. Ab Oktober hat RWE die Erlaubnis weiterzuroden. Wenn sie wie geplant 70 Hektar roden, 
dann wird nicht nur der Großteil des alten Waldes unwiderrufbar zerstört, sondern auch die einzige Waldbesetzung im 
deutschsprachigen Raum komplett geräumt werden. Es geht nicht mehr darum nur einen Wald zu beschützen. Es geht 
um globale Gerechtigkeit, es geht darum einen Konzern zu Rechenschaft zu ziehen. Das können wir nur schaffen, 
wenn wir viele sind! . 

Alle, die Staat und Kapitalismus bekämpfen wollen! Macht eure Theorie Zur Parxis. Helft mit diesen Freiraum zu 
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erhalten, gestaltet ihn mit und verteidigt ihn! 

Ab Oktober werden wir den Wald so großflächig besetzten, dass es für RWE unmöglich wird, ihn zu roden. Falls du 
nicht hier her kommen kannst, dann helf uns und dir selbst, von wo auch immer du bist. Verbreite diesen Aufruf, mache 
Solidaritätsbekundungen oder komm während der Rodungssaison von Oktober bis Februar für ein paar Tage vorbei 


und mache eine Aktion. 


Bleibt auf dem laufenden. 

Tragt euch in den SMS Verteiler ein und werdet informiert 
wenn zu einer Räumung kommt! 

Und haltets am laufen. Kontaktiert uns: 
www.hambacherforst.org 


Verbot von linksunten - Update und Ausblick 
vom 16.06.2018 


Auf Basis der Veranstaltung „Pressefreiheit ausgehebelt - Zum Verbot von linksunten.indymedia“ 
mit Rechtanwältin Kristin Pietrzyk wird ein Update und Ausblick zum Verbot von linksunten 


gegeben. 


Linksunten wurde im August 2017 als Reaktion auf die G20-Proteste vom 
Bundesinnenministerium verboten und daraufhin diverse Gebäude durchsucht. Gegen das Verbot 


wurde Klage eingericht. Die Verhandlungstermine stehen nun fest. 


Im April 2018 reichten die Anwält*innen der Betroffenen ihre Klagebegründung beim 
Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) im Leipzig ein. Dass die Verwendung des Vereinsgesetzes zu 
solchen Zwecken nicht intendiert gewesen sein kann, wird schon an den Voraussetzungen 
deutlich an denen das Gericht entscheiden muss, ob es überhaupt in der Sache entscheiden darf. 
So kann ein Verein nur als Verein, vertreten durch ihren Geschäftsführer, oder mit allen 
Vereinsmitgliedern klagen. Damit die Betroffenen gegen das Verbot von linksunten vorgehen 
können, müssten sie sich daher entweder als Verein behandeln lassen, was einem Geständnis im 
Strafverfahren als kriminelle bzw. terroristische Vereinigung gem. 8 129 bzw. 8 129a StGB gleich 
käme oder die Betroffenen würden als die Gesamtheit der Vereinsmitglieder klagen, dann wäre 
die Klage jedoch jederzeit angreifbar in dem das BMI weitere Mitbetreiber von linksunten aus 
dem Hut zieht und behauptet, es hätten nicht alle Vereinsmitglieder geklagt und die Klage sei 
somit unzulässig. | 
Der Ausweg aus dieser Situation liegt im Grundgesetz: Art. 19 Abs. A des Grundgesetzes gebietet 
den effektiven Rechtsschutz gegen Rechtsverletzungen der öffentlichen Gewalt. Effektiv kann 
dieser Schutz nur sein, wenn eine die Betroffenen klagen können ohne gleichzeitig vor Folgen im 


Strafprozess bedroht zu sein. 


Bezüglich der Rechtswidrigkeit des Verbots selbst weisen die Anwält*innen zunächst darauf hin, 


dass das Nachrichtenportal linksunten Presse ist. . 
In der Verbotsbegründung des BMI finden sich zum Thema Pressefreiheit ganze drei Sätze. Das 


Bundesverfassungsgericht 1988 in seiner Presse-Grosso Entscheidung stellte allerdings fest, dass 
nicht nur die Herstellung von Presseerzeugnissen von der Pressefreiheit gemäß Art. 5 des 
Grundgesetzes geschützt ist, sondern auch das Verbreiten von Presseerzeugnissen. 

Für die Aufsicht der Medien wäre jedoch nicht der sich im Wahlkampf befindende 
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Bundesinnenminister zuständig, sondern die einzelnen Medienanstalten der Bundesländer. Dies 
bestimmt das Telemediengesetz, das für verfassungs- und strafrechtswidrige Medieninhalte 
geschaffenen wurde. Dieses Telemediengesetz sieht für host-provider wie linksunten ein 
abgestuftes Verfahren vor, welches es einem Presseportal zunächst ermöglicht hätte, die in Frage 
stehenden Inhalte selbst zu entfernen. Erst bei Nichtfolgeleistung wäre die URL auf die fraglichen 
Inhalte gesperrt worden: Keine komplettes Abschalten, keine Durchsuchungen, keine 
Festnahmen, keine Beschlagnahmung von „Vereinsvermögen”. 


Falls diesen Gründen durch das BVerwG nicht Folge geleistet wird, führen die Anwält*innen 
weiter aus, dass selbst bei Zugrundelegung des Vereinsgesetzes, keine ausreichenden 
Verbotsgründe vorgelegen hätten. 

So basiert die Verbotsverfügung auf lediglich 60 linksunten-Artikeln, was für ein notwendiges 
Urteil über das Gesamtgepräge des „Vereins“ nicht ausreichend sein dürfte. Aus diesen 60 Artikel 
geht auch hervor, dass sich die Betroffenen oder Benutzer*innen von linksunten diese Artikel sich 
nicht zu eigen gemacht haben, sondern vieles kritisch diskutiert und moderiert wurde. 

So wurde es Menschen ermöglicht ihre Meinung zu politischen Themen ohne Filter und ohne die 
Gefahr der Repression zu äußern. Eben dies stellte einen Schutz und eine Möglichkeit der 
Teilnahme am politischen Prozess da, welche die freiheitliche demokratische Grundordnung 
voraussetzt. Gegen welche gerichtet zu sein linksunten paradoxerweise unterstellt wird. 


Linksunten wird zudem vorgeworfen, dass sie keine IP-Adressen von Besucher*innen der Website 
speichern würden und dies zu strafbaren Verhalten einladen würde. Die zur Zeit viel diskutierte 
europäische Datenschutzgrundverordnung sieht aber genau das neuerdings vor: IP-Adressen von 
Nutzer*innen dürfen nur mit Einwilligung gespeichert werden. 

Linksunten folgte dem Grundgedanken des europäischen Gesetzgebers lange bevor dies die 
Bundesregierung für nötig erachtete. 


Des Weiteren ist aus den Akten erkennbar, dass mindestens eine Person des Verfassungsschutzes 
im Umfeld von linksunten aktiv war und an offenen Treffen teilgenommen hat. Somit lässt sich 
nicht klar feststellen, inwiefern einer oder mehrere der 60 verbotsbegründenen Artikel von 
Verfassungsschutzmitarbeiter*innen verfasst wurden. 

Es stellt sich ein ähnliches Problem wie im ersten NPD-Verbotsverfahren: Wenn sich nicht mehr 
feststellen lässt, welche Aktivitäten durch den Staatvorgenommen wurden und welche 
Bürgerinnen zugeordnet werden können, kann die Organisation auch nicht verboten werden. 
Neben der menschlichen Quelle wurden Observationen, Stille SMS, Kameraüberwachung, 
(geheime) Beschlagnahmung von E-Mails und Post (auch von Anwält“innenpost) sowie 
Autowanzen durch die Behörden benutzt. 


Kann das Verbot von linksunten nicht erfolgreich abgewendet werden verliert die linke Szene 
nicht nur eine wichtige Informations- und Austauschmöglichkeit endgültig, sondern der Staat 
gewinnt eine Möglichkeit unliebsame politische Gegner auf Basis von - auch im Verfahren - 
geheimen Verfassungsschutzinformationen in ein Vereinskorsett zu zwängen und mit dem 
scharfen Schwert des Vereinsgesetzes zu verbieten. 

Um einen Verein zu sein, braucht es nur mehr als zwei Personen, die einen gemeinsamen Zweck 
verfolgen: Verbotene Vereine können so auch das nächste Demo-Bündnis oder ein linksradikales 
Hausprojekt sein. 


Die schriftliche Erwiderung der eingereichten Klagebegründung der Anwält”innen durch das BMI 


steht noch aus. Es wurden allerdings durch das BVerwG schon drei Sitzungstage einberaumt: 15., 
16. und 17. Januar 2019. 
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Dies stimmt einerseits verhalten optimistisch, dass die Klage nicht gleich abgewiesen wird und 
ermöglicht andererseits allen solidarischen Personen eine breite Mobilisierung für 
Prozessbeobachtungen, begleitenden Demonstrationen und Aktionen. 


Insgesamt haben die Betroffenen 40 Klagen gegen weitere Maßnahmen eingereicht, die in engem 
Zusammenhang mit dem Verbot stehen, wie beispielsweise die Beschlagnahmung von Computern 
und Mobiltelefonen. Allein die Gerichtskosten jeder Klage belaufen sich auf 485 Euro pro Klage. 
Auch finanzielle Unterstützung ist daher weiter notwendig. 
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Chaos ist mir lieber als diese Ordnung ohne Sinn 


Eins paar Tipps, Infos und Materialien für die tägliche Irritation. 

lx 8er Steckschlüssel mit Schlitz u. 9er au der Rückseite 

lx Schlüssel für U-Bahn-Belüftungsgitter 

U-Bahn Zugänge (Belüftungsgitter): 

Oft zu erkennen an zwei rot-weiße, quadratische Poller, etwa 2 Meter auseinander auf dem Gehweg. Darunter 
ist dann ein Gitter im Boden mit zum Schlüssel passendem Loch. Schüssel rein und nach rechts drehen, das 
Gitter federt dir einladend entgegen. Eine Treppe führt in den Schacht runter. 

Hier sind ein paar, aber sicherlich nicht alle Öffnungen zur Schacht, es befinden sich mehrere (hier nicht 
aufgelistete) an der U9 und an der U7. 

U8 

- Herrmannstraße, stadtauswärts etwa 50 Meter hinter der Brücke an der linken Straßenseite. 
Hermannplatz richtung Herrmannstraße, jeweils rechte Straßenseite, zweimal wenn man den Berg hochfährt, 
einmal an der Ecke Herrfurtstraße und einmal an der Ecke Kienitzerstraße. 


Landwehrkanal richtung Herrmannplatz: zweimal an der rechten Straßenseiteeinmal vor der Lachmannstraße und 
einmal weiter richtung Herrmannplatz. 


Kottbusser Damm, von der Landwehrkanal-Brücke auf den U Kotti zu, 2 mal an der rechten Straßenseite 


Ritterstraße, Kotti richtung Prinzenstraße, einmal linke Straßenseite vor der Bergfriedstraße, einmal 


rechte Straßenseite etwa 100 Meter vor Tankstelle. 

U6 

Ecke Fridrichstraße x Besselstraße (Polizeiwache in der Nähe ! ) 

Ecke Fridrichstraße x Krausenstraße 

An beiden Enden der Brücke bei der Ecke Friedrichstraße x Am Weidendamm 
Bei der Busstation „Torstr. / U Oranienburg“ auf der Friedrichstraße 
Bei der Busstation „Naturkundemuseum“” auf der Chausseestraße 

Ecke Müllerstraße x Kongostraße 

Ecke Müllerstraße x Transvaalstraße 

Werbekästen an Bushaltestellen: (manchmal auch einzeln auf der Mittelinsel oder am Straßenrand) 
8er Steckschlüssel mit Schlitz. 

Mini-Dreikant (8er Steckschlüssel funzt meistens). 

8er ‚Bolzen‘ (da geht der 8er Steckschlüssel natürlich auch 

Mülleimer: (Füße weg, es kracht unten raus). 

kleiner Dreikant, bequem mit dem 9er Steckschlüssel 

Straßenlaternen und Ampeln: (einmal geöffnet, groß aber treffsicher zu entregeln mit Grillanzündern) 
mit großem Dreikant: l1x1xlcm (ein Steckschlüssel / -Nuss Größe 11) 
mit kleinem Dreikant: Steckschlüssel / -Nuss Größe 9 

mit Vierkant 1x1 

So, tobt Euch aus und lasst Euch nicht erwischen! 


Wenn wir unsere Aktivität auf die kommenden Tage zusammenlegen, werden wir dem Namen 


dieser Tage sicher gerecht. Wir freuen uns! 
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Verdrängung, Ausbeutung, Überwachung: Start-Up-City angegriffen - Kämpfe verbinden 

Gentrifizierung und steigende Mieten sind in Berlin leider schon lange bekannt, schlechte Arbeitsverhältnisse erst recht. 
Relativ neu sind hingegen Start-Ups, Co-Working Spaces und Technologie Parks, die das Ganze auf die Spitze treiben. Darum 
haben wir einigen von ihnen einen Besuch abgestattet: der Factory Mitte, dem Technologiepark Humboldthain und dem 


geplanten Google-Campus in Kreuzberg. 


Gentrifizierung und steigende Mieten sind in Berlin leider schon lange bekannt, schlechte Arbeitsverhältnisse erst recht. 
Relativ neu sind hingegen Start-Ups, Co-Working Spaces und Technologie Parks, die das Ganze auf die Spitze treiben. Darum 
haben wir einigen von ihnen einen Besuch abgestattet: der Factory Mitte, dem Technologiepark Humboldthain und dem 
geplanten Google-Campus in Kreuzberg. 

Die politisch beförderte Ansiedlung von Start-Ups und Co-Working Spaces in unterschiedlichen Kiezen in Berlin zieht die 
Schrauben von Aufwertung und Verdrängung in der unternehmerischen Stadt weiter an. Größere Co-Working Areale wie die 
von Factory wirken als Motor der Gentrifizierung. Steigende Preise für Gewerbeflächen in der Umgebung verdrängen soziale 
Träger und Kleingewerbe, entziehen den Betreiber*innen die ohnehin prekäre Geschäftsgrundlage. Das 
Beteiligungsunternehmen Rocket-Internet SE beispielsweise, wozu auch Zalando gehört, kaufte die Ufer-Hallen im Wedding, 
um diese mittelfristig für Start-Ups herzurichten. Die dort arbeitenden Künstler"innen und ihre Ateliers werden weichen 
müssen. Eine weitere Welle der kapitalistischen Standortaufwertung ist die Nachhut der Start-Ups. Sie lässt unsere Kieze zu 
Kulissen für die Mehrwertgenerierung veröden. Kein Platz mehr für die, die nicht ins Bild der reichen und geleckten Stadt 
passen. 

In der Start-Up-City haben auch Mieter“innen nichts zu lachen. Mietwohnungen werden zu hochpreisigen, möblierten 
Apartments mit temporären Mietverträgen aufgewertet: Neuer Wohnraum für die hyperflexible Arbeiter*innenschaft der Tech- 
Branche, die Berlin so umgarnt. Durch die stetige Neuvermietung lassen sich rasant wachsende Profite erzielen. Unternehmen 
wie „wunderflats“ bieten Wohnungseigentümer*innen den Service, ihre Wohnungen zu möblierten Luxusapartments 
herzurichten. Anschließend mieten Unternehmen diese für ihre Angestellten, die auf dem Berliner Wohnungsmarkt sonst 
keine Wohnungen finden. Ehemals günstiger Wohnraum wird so zur Luxusware. Start-Ups, die zu größeren Unternehmen 
herangewachsen sind, steigen selbst in den Immobilienmarkt ein. Zalando kaufte Wohnungen am Boxhagener Platz, schmiss 
die alten Mieter*innen raus und hält diese nun zu Höchstpreisen für ihre Mitarbeiter"innenschaft vor. 

Umstrukturiert wird die Stadt auch durch die neuen Arbeitsverhältnisse. die mit dem stetig wachsenden Start-Up Bereich 
zunehmend an Bedeutung gewinnen. So locken Start-Ups auf der einen Seite die oben genannte hyperflexible neue 
Mittelklasse in Stadtteile. in denen dadurch Aufwertungsprozesse angetrieben werden und produziert auf der anderen Seite 
neue Formen der Prekarität. Die Spanne reicht dabei von vielen extrem miserabel bezahlten Clickworker*innen bis zu 
wenigen, die sich durch diese Arbeit zwar vieles leisten können, aber denen mit 35 das erste Burnout blüht. Auf sie wartet die 
völlige Verschmelzung von Lohnarbeit und Leben. Start-Ups verkaufen ökonomische Zwänge als Lifestyle, der Freiheit und 
Selbstbestimmung verspricht, im Kern aber auf eine noch stärkere (Selbst)- Ausbeutung hinausläuft. Vermeidlich leichte 
Aufstiegschancen und flache Unternehmenshierarchien sollen eine völlige Identifikation der Arbeitenden mit ihren Bossen 
und den Zwängen der Lohnarbeit sicherstellen. Immer mehr Menschen werden, z.B durch Versprechen selbstbestimmter 
Arbeitszeiten. in schlecht bezahlte Jobs gelockt und dann etwa als Essensauslieferer*innen bei Deliveroo und Co ausgebeutet. 
Versuche der gewerkschaftlichen Organisierung werden mit allen Mitteln bekämpft. Durch smarte Technik wird jeder Schritt 
oder Klick der Arbeiter“innen überwacht. Jeder Gang zum Klo, jede Sekunde unproduktiven Bummelns wird registriert. In 
immer mehr Unternehmen geben Algorithmen den Ausbeutungstakt vor, kleinste Abweichung vom Terror der Leistungsnorm 
müssen in Feedback-Gesprächen erklärt werden oder führen direkt zur Abmahnung. 

In ihrer Vision einer Stadt der Zukunft treffen sich große Player wie Google mit vielen Start-Ups aus der Technologie-Branche 
und Offiziellen aus der Stadtverwaltung. "Smart City" ist das Schlagwort. Die Stadt soll mithilfe neuer Technologien 
"intelligenter" und effizienter werden. Dafür soll etwa die Infrastruktur so vernetzt und Datenströme so nutzbar gemacht 
werden, dass der öffentliche Raum durchgängig analysiert und gesteuert werden kann. Dass dies als Konsequenz eine Stadt 
schafft, in der Technik keine Befreiung von Zwängen bedeutet, sondern sie Mittel zu Überwachung und Kontrolle darstellt, ist 
absehbar. In Kombination mit den Möglichkeiten, die den Repressionsbehörden schon jetzt zur Verfügung stehen, wie etwa 
der neuerdings am Südkreuz angebrachten Kameras mit Gesichtserkennungssoftware, eine düstere Vorstellung. 
Das massenhafte Auftauchen der Start-Ups ist kein Zufall sondern verweist auf die andauernde kapitalistische 


Verwertungskrise. Überschüssiges Kapital, das keine anderen rentablen Anlage-Möglichkeiten findet, wird als Risikoinvestion 


in Start-Ups gepumpt mit der Hoffnung, weitere Bereiche unseres Lebens für die Profitgenerierung zu erschließen. Anstatt 
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endlich mit dem schönen Leben für alle anzufangen werden uns nutzloser Schrott und Lifestyle-Apps als Innovation verkauft. 
Doch gegen diese Entwicklung regt sich Widerstand. Der deutschen Start-up-Verband zeigte sich gegenüber der Morgenpost 
besorgt über sich entwickelnde Kämpfe gegen weitere Ansiedlungen von Start-Ups und neue Standorte von Google und 
Zalando in Kreuzberg und Friedrichshain. 

Wir wollen den Widerstand gegen die Start-Up-City über das gesamte Stadtgebiet ausweiten. Deswegen haben wir ... 

1.) ... bei der Factory Mitte Farbe und Glasbruch hinterlassen, einem Co-Working Space und Start-Up Standort der unter 
anderem mit seinem neuen Ableger am Görlitzer Park ein aktiver Verdrängungsakteur ist. (vgl.https://de.indymedia.org/node/ 
15021) 

2.) ... im Wedding in der Nacht zum 26. April ein Objekt der GSG markiert. 

Die Gewerbesiedlungsgesellschaft (GSG), die ursprünglich dafür gegründet wurde, Gewerbeflächen zu niedrigen Preisen zu 
vermieten, ist seit 2007 privatisiert und gehört zu Großteilen international agierenden Konzernen. Seitdem steigen die Mieten 
rasant. Was die GSG davon hält, dass dabei vom sozialen Projekt bis zum mittelständischen Unternehmen niemand mit diesen 
Mieten mithalten kann, bringt Sebastian Blecke, der Operative Geschäftsführer der GSG, in einem Interview mit dem rbb auf 
den Punkt: "Ein Start-up hat natürlich keine Zeit, sich mit dem Kiez und den Problemen der Bevölkerung hier zu 
beschäftigen.’ 

Im "Zukunftsort Technologiepark Humboldthain" (TPH) wird nicht nur munter verdrängt, sondern auch aktiv an einer 
bonzengerechten Umgestaltung der Stadt getüftelt: Laut offizieller Internetseite ist der TPH ein wichtiger Vernetzungsort für 
Firmen "der klassischen Spitzentechnologie" und ein wichtiger Knotenpunkt für innovative Ideen für eine zukünftige "Smart 
City" Berlin. 

Welche Akteur_innen hier "networken" und welcher Art ihre "innovativen Ideen" sind, wird bei einem näheren Blick auf 
Team und Partner schnell klar: Andreas Thisen, stellvertretender Vorsitzender des TPH, steht auf der Gehaltsliste von SPECS 
Surface Nano Analysis, einem Unternehmen, das unter anderem im Bereich der Nanotechnologie sein Unwesen treibt. 
Nanotechnologie wird kaum reguliert und findet verstärkt in der Kriegsindustrie Anwendung: "Zu den mehr als 20 
militärischen Anwendungsfeldern zählen neue Werkstoffe für zerstörerischere Geschosse oder leichtere Kampfjets, 
Manipulationen an den Körpern von Soldaten oder neuartige Biowaffen", meint Physiker Jürgen Altmann. 

Zu den Partnern des TPH zählen unter anderem omni:us, die Deutsche Bank und IBM. 

Omni:us produziert Software zur Automatisierung von Firmen-Kund_innen-Kontakt, überwiegend für Versicherungen. 

Die Deutsche Bank ist allseits für ihre Rolle in der Immobilienkrise und bei Lebensmittelspekulation verhasst. Außerdem 
tragen ihre Investitionen in Bergbauunternehmen, Palmölproduzenten und die Braunkohleindustrie, sowie ihre Beteiligung 
an der Dakota Access Pipeline, massiv zur Zerstörung der Umwelt bei. Aktuell gipfelt ihre lebensverachtende Profitgier in der 
Mitfinanzierung des Leopard II-Panzers, mit dem die Türkische Armee in Afrin mordet. 

IBM produziert nicht nur Open-Source-Produkte und Konsolenhardware, sondern forscht auch zu so charmanten Tools wie 
dem "Internet der Dinge" und der Analyse riesiger Datenmengen, teils durch "Cloud-Computing". IBM produziert außerdem 
Software zu militärischen Zwecken und ist Vertragspartner der US-Armee und der Bundeswehr. 

3.) ... die Fassade des geplanten Google-Campus mit Farbe eingedeckt und in der Umgebung Botschaften des Widerstands 
hinterlassen. 

Google ist Hauptakteur bei der Transformierung kapitalistischer Herrschaftsverhältnisse hin zu totaler Kontrolle. Mit ca. 160 
Mrd USD Jahresumsatz drängt Google/Alphabet zugleich zu neuen Geschäftsfeldern wie z.B. Smart-City-Projekten inklusive 
Immobilieninvestitionen. 


Steigende Mieten und den kapitalistischen Immobilienmarkt gab es schon vor Google - 
Valley in Berlin. Dem Versuch diesen Google-Campus in X-Berg zu etablieren, muss also mit kreativem Widerstand begegnet 


wir brauchen kein Mini-Sillicon- 


werden. 

Unser Hass und unsere Wut gelten all diesen Gewalttäter_innen, die sich ein goldenes Näschen verdienen mit der 
Verdrängung und Ermordung von Menschen, sowie der Digitalisierung und Automatisierung von Ausbeutung und Krieg. 
Die wachsende Protestbewegung gegen den Mietenwahnsinn (u.a. mit der Massendemonstration am 14. April in Berlin), die 
vielfältigen Kämpfe gegen den kapitalistischen Ausverkauf der Stadt und für unsere Freiräume machen uns etwas Hoffnung 
in diesen düsteren Zeiten. Wir müssen diese Kämpfe verbinden und zuspitzen, uns gegenseitig kennenlernen und 


unterstützen. Die Maisteine Aktionstage, die Organize Aktionswoche vor der Walpurgisnacht-Demo im Wedding die Chaos- 


und Diskussionstage oder die #besetzen Kampagne bieten dafür vielfältige Möglichkeiten. 


Autonome Gruppen am 28.04.2018 Berlin 
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Das Netz der Herrschaft und Kontrolle angreifen - Feuer für Vodafone, Deutsche 
Bahn und Telekom 

am 20.06. Berlin 

Die Restrukturierung der Macht durch die Digitalisierung befindet sich in vollem Gange. 
Kaum etwas, das in diesem Prozess an seinem Platz bleibt, dass sich nicht durch ein 
„smart“ im Namen ergänzen lässt und so einen neuen Ort in der Welt bekommt. Alles wird 
vernetzt. Kameras, Sensoren und Chips senden unentwegt und lassen die Dinge 
kommunizieren. „Big Data“ ist die Währung von morgen. Selbst unsere Beziehungen, unser 
Handeln und Denken ist permanent dem digitalen Zugriff ausgesetzt. Auf Informationen 
reduziert füttern wir so die Algorithmen der Maschinen, die auch das Zukünftige beherrsch- 
und steuerbar machen sollen. 

Dabei fällt es nicht immer leicht, bei dem rasenden Tempo in dem sich der technologische 
Angriff ausweitet und ein Netz der Herrschaft um uns spannt, an der Möglichkeit der 
Zerstörung dieses Systems festzuhalten. Um so wichtiger sind dafür die Momente des 
Gegenangriffs, um die Ohnmacht, die sich angesichts der aktuellen Entwicklungen breit 
macht, zurück zu weisen. So freut es uns umso mehr, dass auch in Berlin immer wieder 
unversöhnliche Antworten auf das Elend, das die Kolonialisierung der Welt durch die techno- 
industrielle Vorherrschaft produziert, gefunden werden. Im Zusammenhang mit dem 
geplanten Google-Campus in Kreuzberg hat sich ein Kampf entwickelt, der nicht nur auf 
den Tech-Giganten und sein Universum, sondern auch auf das Soziale abzielt. 
Selbstorganisierung, direkte Kommunikation und die Wirkungskraft des Angriffs sind dabei 
die Mittel der Wahl. Verschiedenste Sabotageaktionen wie zuletzt Ende März durch die 
„Vulkangruppe NetzHerrschaft zerreißen“ haben gezeigt, das die Infrastruktur der 
Warenströme, Kommunikations- und Datennetze verletzbar ist und durch Brandlegungen an 
Kabeln und Funkantennen empfindlich gestört werden kann. Aber auch andere Akteure der 
Smartifizierung der Stadt und des Lebens sind zum Ziel der Wut geworden, wie die 
abgefackelten Amazon-Fahrzeuge, die Mollis auf die Start-Up-Factory, die Angriffe auf 
Zalando oder den Technologiepark Humboldthain etc. zeigen. Wir wollen diese Konflikte 
mit unserem Beitrag weiter befeuern und haben uns dafür einige altbekannte Player 
rausgesucht, die aktiv daran arbeiten, das Netz der Herrschaft und Kontrolle auszubauen 
und zu optimieren. 


Deshalb haben wir in der Nacht zum vierzehnten Juni im Tiergarten, kurz vor Beginn der 
dortigen Fanmeile, Kabel und Schaltkästen einer Funkantenne von Vodafone in Brand 
gesetzt. Diese Antenne wird neben dem Mobilfunk auch für den BOS-Funk der Bullen und 
Behörden genutzt. Wir sind optimistisch mit unserem Eingriff zumindest dieser Antenne 
eine Sendepause gegönnt, und so für einen Moment der Funkstille gesorgt zu haben. Der 
Bullenticker schweigt dazu, womöglich ist diese Info auf dem Weg zur Zentrale in den 
verkohlten Kabel, die nun die Anlage schmücken, hängen geblieben. 

In der Nacht zum fünfzehnten Juni haben wir den Fuhrpark der Deutsche Bahn in der 
Kaskelstraße abgefackelt und in der Nacht zum neunzehnten Juni haben wir Brandsätze 
unter den Autos der Telekom in der Sewanstraße platziert, und so weitere sechs Fahrzeuge 
auf den Schrottplatz befördert. Mit diesen Angriffen zielen wir auf einige der großen 
Netzbetreiber Deutschlands, die mit Funkantennen, Glasfaserkabeln und dem Schienennetz 
wichtige Grundpfeiler der Waren- und Datenströme bilden. Diese sind für das Funktionieren 
des Kapitalismus unverzichtbar. Alle drei Konzerne haben sich aber weit mehr auf die 
Fahne geschrieben als nur die Infrastruktur zu stellen. Sie sind mit ihren technologischen 
Entwicklungen in den Bereichen Überwachung, Kontrolle, Internet der Dinge (loT), 
Industrie 4.0, Smart City, Smart Home etc. eine treibende Kraft in der Neuorganisierung 
der Herrschaft im kybernetischen Zeitalter. 

Mit diesen Taten senden wir Rauchzeichen an alle Gefangenen des sozialen Krieges und an 
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diejenigen, die sich vor dem Zugriff der Schergen auf der Flucht befinden. Spezielle Grüße 
gehen an Lisa, Thomas, Nero, Isa, UP3 und die G20-Gefangenen. 


Mobilfunk und öffentlicher Verkehr im Dienste der Macht 

Medien, Politiker*Innen und Lobbyist*Innen schüren seit Jahren eine Stimmung der Angst. 
Vor dem Fremden, den Geflüchteten, dem Terrorismus. Damit einher geht der Ruf nach 
Autorität. Ein neues Polizeigesetz jagt das Andere. Die Entwickler von 
Sicherheitstechnologien freut das, denn mit der Angst lässt sich nicht nur Politik machen, 
sondern auch einen Haufen Geld verdienen. So verwundert es nicht, dass die etablierten 
Großkonzerne hier ganz vorne mitmischen und im Sinne der Herrschaft unerbittlich an der 


Aufrechterhaltung der bestehenden Ordnung mitwirken. 

Die Telekom ist das größte Telekommunikationsunternehmen Europas und betreibt 
technische Netze für Telefon, Mobilfunk, Datentransfer und Onlinedienste. Neben 
Deutschland hat das Unternehmen in vierzehn weiteren europäischen Staaten 
Tochtergesellschaften oder ist beteiligt an Mobilfunk- und Festnetzanbietern. Mit dem 
international operierenden Tochterunternehmen T-Systems ist der Konzern einer der 
weltweit führenden Dienstleister für Informations- und Kommunikationstechnologie und 
richtet sich an Kunden*Innen der Großindustrie, dem Finanzsektor, der Energiebranche und 
der öffentlichen Verwaltung und Sicherheit. 

Für Polizei, Militär und sonstige Sicherheitsbehörden bietet T-Systems allumfassende 
Lösungen und Informationstechnologie. Unter dem Titel „PLX“ entwickelt die Telekom 
unter anderem ein Informations- und Fahndungssystem für die Bullen, in dem alle 
relevanten Meldeprozesse, wie z.B. erkennungsdienstliche Behandlungen, Haftdaten, 
Kriminalakten-Nachweise etc. integriert sind. So sollen alle Abläufe in der 
Vorgangsbearbeitung, von der Ersterfassung bis zur Abgabe der Vorgänge an die Justiz, 
unterstützt werden. 

Ergänzend dazu bietet T-Systems Technik für einen „Interaktiven Funkstreifenwagen 
(IfuStw)“. Ein mobiler polizeilicher Arbeitsplatz durch Multifunktions-PC's im Fahrzeug, 
welcher die volle Integration in die jeweils bestehende polizeiliche Infra- und 
Kommunikationsstruktur erlaubt. Diese Verknüpfungen sollen die Reaktions- und 
Interventionszeiten verkürzen und gleichzeitig eine beweissichere Dokumentation durch 
Videoaufzeichnung erleichtern. 

Auch Vodafone, die deutsche Tochtergesellschaft der britischen Vodafone Group und 
zweitgrößter Mobilfunkanbieter Deutschlands, wirbt für mehr Sicherheit. So liefert 
Vodafone nicht nur einen Messenger-Dienst für die bayrischen Bullen oder Bodycams für 
die Bundespolizei, sondern entwickelt auch smarte Drohnen. Diese, mit Bordkamera und 
SIM-Karte für den LTE-Funk ausgerüsteten Drohnen, liefert und analysiert Videomaterial in 
Echtzeit. Damit sollen bei Großveranstaltungen z.B. Personen gezählt oder 
Menschenströme beobachtet und gelenkt werden. Aber auch Verkehrsüberwachung und 
Kennzeichenerkennung sind Teil der Aufgaben solcher Anwendungen. Das diese Technik 
beliebig durch weitere Überwachungssoftware, wie z.B. Gesichtserkennung ergänzt werden 


kann, liegt dabei auf der Hand. 
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Mit solchen und ähnlichen Produkten sind Telekom und Vodaföne, neben vielen anderen 
Unternehmen aus der Sicherheitsindustrie, seit vielen Jahren als Aussteller auf Messen wie 
dem europäischen Polizeikongress vertreten, wo sie um das Interesse ihrer Kunden*Innen 
aus den Bereichen Militär, Polizei, Geheimdiensten und Grenzschutz konkurrieren. 

Die Deutsche Bahn hingegen, als Betreiber von Bahnhöfen und dem deutschen 
Streckennetz, kommt hier eher die Rolle des Abnehmers solcher Technologien zu. 
Gleichzeitig bietet die Infrastruktur des Konzerns aber auch ein riesiges Experimentierfeld, 
um unter realen Bedingungen den Einsatz neuester Überwachungstechnologien zu testen. 
Der wohl populärste Feldversuch der Deutschen Bahn, in Kooperation mit der 
Bundespolizei, dem BKA und dem Bundesinnenministerium, läuft zur Zeit am Bahnhof 
Südkreuz in Berlin. Dort sollen intelligente Videokameras mit eingebauter 
Gesichtserkennungs-Software automatisiert Personen erkennen, verfolgen und auffälliges 
Verhalten melden. Mit solchen Projekten legen sie den Grundstein für eine totalitäre 
Kontrollgesellschaft. Selbstverständlich werden bei positiven Ergebnis für die 
Betreiber*Innen, solche Technologien auch an anderen Orten zum Einsatz kommen. Bereits 
jetzt werden 900 Bahnhöfe der Deutschen Bahn mit 6000 Videokameras überwacht, welche 
aufgerüstet durch intelligente Überwachungssoftware, ganz im Sinne des Innenministers, 
ein fast lückenloses Netz der personalisierten Verfolgung und Kontrolle im öffentlichen 
Verkehr ermöglichen würden. So spielt dieser Konzern eine Schlüsselrolle bei der 
Umsetzung neuer Überwachungs- und Verfolgungsparagraphen, wie sie im neuen 
bayrischen Polizeiaufgabengesetz (PAG) vorkommen. 


Vom Internet der Dinge zur Smart City und zurück 

Das Internet der Dinge gilt als größtes Wachstumssegment im Mobilfunk. Experten*Innen 
rechnen mit bis zu 50 Milliarden miteinander vernetzten Geräten weltweit. Dies setzt 
leistungsstarke Netze, die schnell große Datenmengen austauschen können, voraus. 
Deshalb investieren die Mobilfunkanbieter Unmengen an Geld in die Infrastruktur von 
Glasfaserkabeln, Narrowband und 5G, um den aktuellen und zukünftigen Anforderung 
gerecht zu werden. Gleichzeitig arbeiten diese aktiv an verschiedensten europäischen 
Smart City Projekten mit und entwickeln allerlei Dinge, welche die total vernetzte Welt zur 
Realität werden lassen soll. 

Die Telekom betreibt dazu einen sogenannten „Hub:raum“ als Inkubator für Start-ups und 
führt Programme unter dem Titel „Smart City Lab/T-Labs“, mit denen die digitale Effizienz 
der Städte vorangetrieben werden soll. Smarte Transportlösungen, Smart Parking, Smart 
Electric Vehicle Charging, Verkehrs- und Passagiermanagementsysteme, Smart Waste 
Management, Smart Lighting, Smart Metering und Smart Public Safety sind nur einige 
Stichworte, die zeigen, wie umfassend die Pläne der Konzerne sind, um Dinge zu schaffen, 
welche Informationen produzieren und sich so in die Wertschöpfungskette integrieren 
lassen. Ziel der Telekom ist es führender Anbieter in Europa für Smart City Lösungen zu 
sein. Dabei gibt man sich umweltbewusst, und verspricht so Probleme wie Klimawandel, 
Ressourcenknappheit, demographischen Wandel etc. anzugehen, um den Menschen ein 
langfristiges Überleben auf der Erde zu ermöglichen. Die Tatsache, dass die Zerstörung des 
Planeten ein Resultat der kapitalistischen Logik ist und den Unternehmen dabei horrende 
Profite winken, bleibt unerwähnt. 

Auch bei Vodafone stehen die Argumente der Ökologie, neben der Sicherheit und 
wirtschaftlichen Effizienz im Vordergrund ihrer Smart City Projekte. Gemeinsam mit dem 
RWE „Öko“- Tochterunternehmen „Innogy“ entwickelt der Konzern Konzepte für die 
intelligente Stadt. Vernetzte Verkehrsanlagen und -teilnehmer*Innen, ein intelligentes 
Abfall-Management und smarte Beleuchtungssysteme sind dabei für die 
Unternehmenskooperation die drei wesentlichen Eckpfeiler auf dem Weg dorthin. 
Intelligente Multifunktionsmasten unter dem Titel ‚Innogized Poles“ sollen mit Sensoren 
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und Geräten bestückt eine Allround-Lösung für die urbane Vernetzung bieten. Diese 
könnten einerseits als Ladestationen fur alle möglichen E-Fahrzeuge dienen, die 
Luftbelastung und Temperatur messen und digitale Werbung auf LED-Screens produzieren. 
Andererseits aber sollen sie auch die Überwachung durch intelligente Videokameras im 
öffentlichen Raum vereinfachen. Ein weiteres Produkt von Vodafone ist die smarte Mauer. 
Sensoren sollen dabei nicht nur Bewegungen erkennen, sondern auch chemische Stoffe und 
einzelne Sprayfarbpartikel. Wird eine Wand besprüht, alarmiert der Sensor automatisch die 
Ordnungsmacht. Aber auch Technologien, die direkt als Überwachungs-Instrumente in 
unseren Alltag integriert werden können, kommen aus dem Hause Vodafone. Mit „Smart 
Level Glasses“, die in Zusammenarbeit mit dem US-Hersteller VSP entwickelt wurden, 
bietet der Konzern eine Brille, die voller smarter Technik ist. Diese soll vor allem als Fitness- 
Tracker dienen, hält aber auch Ortungsfunktionen und weiteres bereit. Ein Schrittzahl- 
Ranking, mit dem ab einem gewissen Punktestand soziale Projekte und bedürftige 
Menschen unterstützt werden, soll für die Nutzer*Innen einen Anreiz sein, die Brille auch 
dauerhaft einzusetzen. So wird die emotionale Erpressung zum Datenfresser gleich 
mitgeliefert. 

Mit solchen und ähnlichen Anwendungen machen die Konzerne deutlich in welche Richtung 
sich die Prozesse der Smartifizierung tatsächlich entwickeln. Das was uns als 
Erleichterungen für den Alltag im Namen der Ökologie verkauft wird, entpuppt sich als 
grüner Kapitalismus in Reinform. Es geht um Macht und Geld. Und so wird sich die 
Verwüstung unaufhaltsam ausbreiten und unsere Lebensräume Stück für Stück zu Orten 
absoluter Kontrolle werden. Was uns bleibt, ist an der Idee eines anderen Lebens und der 
Möglichkeit der Zerstörung dieser Welt der Herrschaft und Kontrolle festzuhalten und dies 
in Taten umzusetzen. 

Die Netzbeschmutzer*Innen 


Großbrand bei KiK. 
Komplette Filiale a 


Ekik 


w 


Kik-Filiale abgebrannt 


Ssenechaen 


am 17. Mai 2018 Lüchow-Dannenberg 
Wieder ist ein Bekleidungsmarkt der Konzerngruppe KiK abgebrannt. Die Polizei geht von Brandstiftung aus und hat 
den polizeilichen Staatsschutz in die Ermittlungen einbezogen. 

Von außen ist nicht viel zu sehen - doch der KiK-Markt in Lüchow ist in der Nacht zu Donnerstag vollständig 
ausgebrannt. Nun ermittelt die Polizei wegen schwerer Brandstiftung. 

Die Feuerwehr löschte dann mit mehr als 40 Einsatzkräften den Brand. Trotzdem brannten die Ladenräume komplett 
aus. Nach Polizeiangaben entstand ein Sachschaden von rund 500 000 Euro. 

Die Polizei hat noch in den Nachtstunden mit der Sicherung von Spuren begonnen. Parallel werden am heutigen Tage 
Brandermittler Spuren sichern. Im Mai 2016 war bereits eine ganze Ladenzeile in Dannenberg abgebrannt, in der sich 
auch ein KiK-Markt befand. Damals war auch schon ein Brandanschlag auf die Lüchower KıK-Filiale versucht worden. 
Auch aufgrund möglicher Parallelen zu diesen beiden Brandstiftungen hat die Polizei den polizeilichen Staatsschutz mit 
in die Ermittlungen einbezogen. Damals hatte es Bekennerschreiben gegeben, in denen u.a. die Geschäftspraktiken 


von KıK in Süd-Ostasien kritisiert worden waren. 
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„Mautpfeiler angezündet“ 


am 12. Juni 2018 Bremen 

Seid der Einführung der Maut auf Bundesstraßen 
tauchen überall diese blauen Säulen auf. Für die 
Erfassung mautpflichtiger Fahrzeuge mit Kameras 
ausgestattet, vernetzt, satellitengestützt und 
hergestellt von Jenoptik 600 einem Konzern der 
dazu im Januar 2017 die britische Firma Essa 
Technology übernommen hat, ein Unternehmen 
das auf die Herstellung von Software zur 
Kennzeichenerfassung spezialisiert ist. 

Die Überprüfung der Fahrzeuge basiert auf der 
Erfassung aller Autokennzeichen durch Kameras 
und dem automatischen Abgleich dieser mit der 


zentralen Datenbank der Betreiberfirma toll collect. 


Toll collect selbst legt größen Wert darauf zu 
versichern, dass die Datenerfassung lediglich dazu 
dient festzustellen ob Fahrzeuge mautpflichtig sind 
und wenn ja, ob diese auch ihre Gebühren bezahlt 
haben. 

Das toll-collect-Konsortium bestehend aus 
verschiedenen (Rüstungs-)Konzerne wie Daimler, 
Vinchi und Siemens betreibt sogar eigens eine 
Dauerausstellung am Potsdamer Platz zum Thema 
Datenschutz und betont: 

Lediglich die Daten von Mautprellern werden 
gespeichert um entsprechende Forderungen 
geltend zu machen, alle anderen Daten werden 
sofort gelöscht. Niemand bekommt Zugriff auf 
diese Daten, auch die Ermittlungsbehörden nicht. 


Schienspass zum Nazisaufmarsch 


am 2. Juni 2018 Ilsenburg 


Was bedeutet so eine Aussage? Wenn wir die 
aufgeheizte repressive Stimmung und die Tatsache 
berücksichtigen, dass mit dem neuen bayrischen 
Polizeigesetz eine Intensivierung der polizeilichen 
Befugnisse umgesetzt wurde, die ans absurde 
grenzt, dann ist auch die Umsetzung der 
automatisierten Kennzeicherfassung und 
Weiterleitung der Daten an die 
Repressionsbehörden ein logischer Schritt. Die 
Frage ist eher wann dieser Schritt gegangen wird, 
denn darüber debattiert wurde schon mehrfach und 
die Bundespolizei darf bereits automatische 
Lesesysteme für Kennzeichen einsetzen. Alles was 
es braucht ist ein Softwareupdate bei toll collect 
und die Daten werden an weitergeleitet, archiviert, 
zur Erstellung von Bewegungsprofilen benutzt ... 
Die Verkehrsüberwachung auf Bundesstraßen ist 
ein weiterer Schritt, ein Schritt in Richtung einer 
umfassenden Live-Erfassung und Aufzeichnung der 
Bewegungen und Aktivitäten aller. Den Ausbau der 
Überwachung und die Verfeinerung ihrer 
Methoden zu sabotieren ist wichtig, es gilt noch 
bestehende Freiheiten zu verteidigen und die 
Fähigkeit sich unkontrolliert zu bewegen zu 
erhalten. 

In der Nacht von Montag auf Dienstag brannte in 
Bremen an der Bundesstraße 75 ein Mautpfeiler! 
Wir grüßen alle die im Zuge der Internationalen 
Fahndung im Zuge des G20 Gipfels von Repression 
betroffen sind! 


Nach dem Anschlag auf die Bahnstrecke Halberstadt - Goslar läuft der 1; ae Km 


Zugverkehr wieder normal. 


„Die Sperrung wurde am Samstagabend um 19.30 Uhr aufgehoben”, sagt 
Thomas Kleinrensing, der Sprecher der Transdev Sachsen-Anhalt GmbH, 


die den Harz-Elbe-Express (Hex) betreibt. 
Bewehrungsstahl auf Schiene betoniert 


Unbekannte hatten am Samstagmorgen zwischen Ilsenburg und Stapelburg 
Bewehrungsstahl an die Schiene betoniert, einen brennenden Reifen ins 
Gleisbett geworfen und Kabelschächte zerstört. 

Vermutlich wollten sie damit verhindern, dass die Teilnehmer einer 
rechten Großdemonstration in Goslar per Bahn anreisen können. 


Die Hintergründe des Anschlags werden derzeit noch ermittelt. Romy 


Gürtler, Sprecherin der Bundespolizei in Magdeburg bestätigte MZ- 


Informationen, nach denen am Tatort ein Schreiben gefunden worden ist. 


„Darauf stand, dass der Zugverkehr eingestellt werden soll”, sagte 


sie. Ein Absender sei nicht genannt worden. 
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Zwei Bagger angezündet 


am 15.06 Leipzig 

Wir begegnen in Connewitz auf unseren 
täglichen Wegen den Schneisen, die durch die 
voran eilende Aufwertung in unseren Kiez 
geschlagen werden. Blickt man nach links, ein 
Studierendenwohnheim, welches mit einem 
Quadratmeterpreis von 18 Euro wirbt, nach 
rechts eine prunkvolle Stadtvilla, deren 
Tiefgaragenlicht aus den Büschen des 
Herderparks zu erahnen ist, am Horizont 
erstrecken sich die Baugerüste der Thalysia 
Höfe, die schon bald ihre goldenen Tore öffnen 
werden. Orte wie der Leopoldpark weichen 
Investorenträumen und wir, die sich all dies 
nicht leisten können, rücken auf den 
Bordsteinen immer enger zusammen... 


In unserer Wut über die voranschreitende 
Verdrängung in Connewitz haben wir gestern 
Nacht zwei Bagger auf dem Baugrund des 
Parkquatiers Mühlholzgasse in Flammen 
aufgehen lassen. 

Auf der Grünfläche gegenüber des 
Leopoldparks soll nun ein Wohnblock mit 
privatem Parkquatier entstehen, ein 
Quadratmeter dieses idyllischen Plätzchens 
wird über 3.300 Euro kosten. Auf der 
Werbeseite des Bauprojekts lässt es sich 
bestaunen: „Auf der Fläche der Ruine entsteht 
ein Neubau-Ensemble bestehend aus einer 
STADTVILLA, einem PAVILLON, einem 
GARTENLOFT und einem freistehenden 
GARTENHAUS. [...] Dieses Neubau-Ensemble 
wird nach der neusten EnEV errichtet, hat eine 
sehr großzügige Tiefgarage, einen Aufzug und 
alle Wohnungen haben Balkone oder Terrassen. 
Einfach traumhaft“ (1) Es braucht nicht 
sonderlich viel analytische Begabung, um zu 
verstehen, dass hier ein weiterer Wohlfühlraum 
für Reiche entstehen soll, der seinen Teil zur 
Aufwertung und Umgestaltung unseres Viertels 
von oben beitragen wird. Besonders herzliche 
Grüße gehen an unsere Freunde von Dima- 
Immobilien (2), denen wir diese innovative und 
traumhafte Bereicherung unseres Viertels zu 
verdanken haben. Besten Dank auch für all die 
anderen Luxus- und Nobelprojekte, die ihr im 
Sinne der Bevölkerung Leipzigs in der ganzen 
Stadt realisiert. 


Es bleibt nicht mehr viel Zeit, um dieser 
scheinbar übermächtigen Entwicklung etwas 
entgegenzusetzen. Nur mit Petitionen, 
Stadtratsbeschlüssen oder befriedeten 
Demonstrationen und ein wenig Empörung 
werden wir der Stadt der Reichen und 
Investoren nichts entgegenzusetzen haben. Was 
wir vorschlagen, sind kämpferische und 
solidarische Zusammenschlüsse, die bereit 
sind, die existentiellen Angriffe, die gegen uns 
geführt werden, zu erwidern. Wir müssen die 
bedrückende Stille beenden, deren einzige 
Funktion es ist, das Getöße des sozialen Kriegs, 
der gegen uns tobt, zu verbergen. Es ist an der 
Zeit, den Träumen der Reichen und Mächtigen, 
die auf Ausbeutung und Unterdrückung fußen, 
mit Feuer zu begegnen. 

Unsere kämpferischen Grüße gehen an alle, die 
nachts Farbe an die Wände bringen und der 
permanenten Bullenbesatzung etwas 
entgegensetzen, die sich von Repression und 
Polizeistaat nicht einschüchtern lassen, die die 
Überwachung und Kontrolle des öffentlichen 
Raums nicht länger hinnehmen wollen. An alle, 
auf die wir zählen können, in diesem Kampf 
gegen die verwertungsorientierte 

Umgestaltung von Connewitz und für eine 
bessere Welt. 

Black Triangle bleibt! 

Solidarität mit den vor kurzem in Connewitz 
von Bullen angegriffenen und misshandelten 
Jungen Genoss”innen! 


(1) https://www.immobilienscout24.de/neubau/ 
dima-immobilien-seit-1995/verkaufsstart- 


parkquartier-muehlholzgasse/72281.html 
(2) https://dima-immobilien.de/ 


POLIZEIGEWALT HAT 
ES NICHT GEGEBEN. 


DIE ERDE IST 
EINE SCHEIBE. 


JESUS LEBT 
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Zwei Bundeswehrautos angezündet 


am 9. Juni 2018 Dresden 

Am Sonnabend fand in Dresden ein Tag der 
offenen Tür bei der Bundeswehr statt. In der 
Nacht zuvor brannten zwei Fahrzeuge der 
Truppe - ein Skoda Octavia und ein Mercedes 


Benz Sprinter. Die Wagen mit Aufschrift standen 
an der Stauffenbergallee Ecke Rudolf-Leonhard- 


Straße in der Nähe eines Hotels. Die Polizei 
ermittelt wegen Brandstiftung. Die Fahrzeuge 
seien jeweils an einem Reifen angezündet 
worden. 


Bei Eintreffen der Feuerwehr hatten die 
Fahrzeugnutzer bereits erfolgreich mit 
Pulverfeuerlöschern eingegriffen. Die 
Kameraden der Wache Albertstadt löschten die 
Brände dann endgültig. 

Am Samstagmittag allerdings stand der 
Mercedes Sprinter, der sich bei einem 
Abschleppdienst an der Kötzschenbrodaer 
Straße befand, erneut in Flammen. Ein 
Mitarbeiter konnte beide Fahrzeuge, die noch 
am Abschleppwagen hingen bzw. darauf 
standen, vom Hof fahren. Wieder rückte die 
Feuerwehr an. Laut Polizei entzündete sich der 
Sprinter durch eine technische Ursache. 


Auto mit rechten Aufklebern abgefackelt 


am 5. Juni 2018 Leipzig 

Es wurde gegen 14.10 Uhr in der Arno- 
Nitzsche-Straße durch bisher unbekannte 
Täter ein Pkw in Brand gesetzt. Nach den 
bisherigen Erkenntnissen überquerten zum 
Tatzeitpunkt zwei schwarz gekleidete und 
mutmaßlich mit Sturmhauben vermummte 
Männer in der Arno-Nitzsche-Straße 


zwischen Bernhard-Göring-Straße und Karl- 
Liebknecht-Straße die Arno-Nitzsche-Straße 


und liefen auf einen am Fahrbahnrand 
abgestellten weilsen Skoda Fabia zu. 

An diesem zerschlugen sie die Frontscheibe 
und warfen durch diese kaputte Scheibe 
einen bisher unbekannten Brandsatz in das 
Fahrzeug, so dass anschließend das 
Fahrzeug in Brand geriet. Der Innenraum 
wurde vollständig zerstört. In der Folge 
flüchteten die unbekannten Täter mit 
Fahrrädern, welche durch die Täter zuvor 
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unweit des Tatortes abgestellt worden 
waren, in Richtung Wiedebachpark. Die 
eintreffenden Kameraden der Feuerwehr 
Leipzig-Süd löschten den Brand. Der PKW 
wurde abgeschleppt, sichergestellt und wird 
am heutigen Tag durch die 
Brandursachermittler kriminaltechnisch 
untersucht. Zur Personenbeschreibung der 
unbekannten Täter sind folgende Angaben 
bekannt: — Zwei Täter —- Die Höhe des 
Sachschadens steht noch aus. Die 
Kriminalpolizei hat die Ermittlungen 
übernommen. 


Amazon-Transporter abgefackelt 


am 4. Juni 2018 Berlin 

Angriff auf Smart City - Feuer gegen Amazon 
Lieferwagen 

Die Gedanken sind frei ... 


Ausländerbehörde mit Farbe markiert 


am 25.Mai 2018 Wuppertal 

In ein paar Tagen jährt sich zum 
fünfundzwanzigsten Mal der rassistische 
Brandanschlag in Solingen. Um den Unmut 
über die rassistischen Zustände die dies, 
damals wie heute, ermöglichen zum 
Ausdruck bringen, in den frühen 
Morgenstunden wurde die Außenfassade der 
Wuppertaler Ausländerbehörde (An der 
Bergbahn) großflächig mit Farbe markiert. 


DIE AFD WURDE MIT ALLEN IHNEN 
GEBÜHRENDEN EHREN EMPFANGEN 


27.035. Berlin 

Kurz vor ihrer Ankunft auf dem Platz vor dem 
Brandenburger Tor wurden die Idioten, Faschos 
und von Geschichtsdemenz geplagten AFDler 
rühmlich und mit allen Ehren Empfangen. Der 
Einsatz von Pferden auf Demonastrationen ist 
ja eigentlich sowohl aus Tierschutzsicht, als 
auch aus dem Recht der Protestierenden auf 
körperliche Unversehrtheit rundheraus 
abzulehnen. Jedoch sei an dieser Stelle der 
Berliner Polizei ausnahmsweise für ihre 
grofsartige und vorrausschauende Mitarbeit im 
Kampf gegen die AFD unser Dank 
ausgesprochen: Ohne euch hätten wir nicht so 
viele herrliche Pferdeäpfel herbeikarren können. 
So aber brauchten wir sie nur einzusammeln 
und den Dumpfbacken entgegenzuschleudern. 
Als leichter Niesel kam ihnen der braune Dreck 
entgegen. Gleiches und Gleiches, ihr wisst 
schon... 

Über so einen ehrenvollen und ihrer Gesinnung 
angemessenen Empfang waren die meisten sehr 
angetan und wedelten heftig mit den Armen, 
wobei sie ihre eigene Jämmerlichkeit beklagten 
und sich als diskriminierte Minderheit in ihrer 
eigenen Minderwertigkeit bestätigt an dem 
braunen Siff auf ihren Hemden ergötzen 
konnten. Denn auch sie konnten letztlich froh 
sein, schließlich verrieten die braunen Sprenkel 
sowohl auf den Deutschlandfahnen als auch auf 
den blauen Hemden der Pegidioten allen 
Umstehenden und sich selber noch einmal 
ausdrücklich und auf anschauliche Weise ihre 
wahre Gesinnung: Innen braun, aussen Scheiße 
(oder andersrum, aber das kommt ja auf’s 
Gleiche raus). 

#Für mehr Pferde auf AFD Demos. 

PS: An dieser Stelle sei für zukünftige Einsätze 
darauf hingewiesen, dass Pferdescheiße beim 
Fliegen auseinander fällt. Unser Tip: Eier 
mitnehmen, die binden und lassen sich zur Not 
auch so schmeißen. Und Einmal-Handschuhe 
nicht vergessen! 


Angriff auf AfD Bus in Leipzig 


Wir haben heute, am 27.05., in den frühen 
Morgenstunden einen AfD Bus angegriffen, in 
dem sich Mitglieder lokaler Kreisverbände auf 
dem Weg zum AfD-Aufmarsch in Berlin 
befanden. 

Durch diesen Angriff - wir beschädigten die 
Frontscheibe des Busses - wollten wir 
verhindern, dass die Rechten an dem 
menschenfeindlichen und reaktionären 
Aufmarsch in Berlin teilnehmen können und 
ihre proto-faschistische Propaganda auf die 
Straßse tragen. Außerdem wollten wir ein 
deutliches Zeichen setzen gegen den rechten 
Vormarsch, den wir gegenwärtig in der BRD 
und ganz Europa erleben. Wir wollten zeigen, 
dass es möglich ist, reaktionäre Kräfte konkret 
zu attackieren und in ihrem Tun 
einzuschränken. 

Die Kosten und der Sachschaden, die dadurch 
für das Busunternehmen Weigt entstanden 
sind, sind ein gezielter Nebeneffekt. Auch wenn 
uns klar ist, dass der Maßstab des Handelns für 
Unternehmen grundsätzlich der Profit ist und 
menschenverachtende Einstellungen von 
potentiellen KundInnen höchstens zweitrangig 
sind, wollen wir allen Konzernen gegenüber 
deutlich machen, dass sie sich in Gefahr 
begeben und unseren Hass auf sich ziehen, 
wenn sie sich zu Handlangern des Faschismus 
machen und neben Ausbeutung durch 
kapitalistisches Handeln auch noch den rechten 
Vormarsch logistisch unterstützen. Den 
Busfahrer, der einen leichten Schock 
davongetragen haben dürfte, bitten wir um 
Verständnis. Er war nicht direktes Ziel unserer 
Aktion, sofern er nicht selbst AfD-Sympathisant 
ist. 

Wir haben den Bus gestoppt, bevor wir ihn 
angriffen, und dadurch sichergestellt, dass 
keine unbeteiligten Personen gefährdet werden. 
Mit unserer Aktion beteiligen wir uns an der 
militanten Offensive gegen die AfD Sachsen 
„loslegen - fight AfD“ (https:// 
loslegen.blackblogs.org/). Grundlage des 
Aufrufs ist das Wissen um die bevorstehenden 
Landtagswahlen in Sachsen im Jahr 2019, bei 
denen die AfD möglicherweise die Regierung 
mitstellen wird. Wir teilen die Auffassung, dass 
die AfD eine reale und ernst zu nehmende 
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Gefahr darstellt und die Zeit des rein 
theoretisch geleiteten Redens, Diskutierens 
und Nachdenkens vorbei ist. Handlungen 
müssen folgen, der Kampf gegen den 
Faschismus nimmt auch in der BRD wieder 
an Wichtigkeit zu und wenn wir ihn nicht 
entschlossen auf die Strafen tragen, könnte 
es schon bald wieder zu spät sein. Dabei ist 
uns wichtig, dass dieser Kampf auf allen 
Ebenen geführt wird und wir uns als 
Bewegung nicht in vermeintliche 
gewalttätige ExtremistInnen und friedliche 
BürgerInnen spalten lassen - denn das ist 
Ziel der Regierung und des bürgerlich- 
liberalen Pseudo-Antifaschismus. 
Verschiedene Handlungsformen sollten sich 
ergänzen und unterschiedliche Gruppen und 
Organisationen sollten im Kampf gegen den 
Faschismus ein grundsätzlich solidarisches 
Verhältnis zueinander haben - auch wenn 
die strategischen Ausrichtungen variieren 
mögen. Eine Zusammenarbeit mit 
bürgerlichen und anderen reaktionären 
Kräften wie Sozialdemokratie, deren einzige 
Ziele die Befriedung der Massen und der 
eigene Machterhalt sind, oder 
Unternehmen, die lediglich versuchen, 
unsere Kämpfe für ihre Zwecke zu nutzen 
und zu vereinnahmen, schließen wir dabei 
selbstverständlich aus. 

Solidarische Grüße gehen an alle 
GenossInnen, die sich Tag für Tag, in Stadt 
und Provinz, und auch heute in Berlin mit 
allen Mitteln den Rechten entgegenstellen. 
Wir stehen mit euch! 

Wehret den Anfängen - Kampf dem 
Faschismus! 
Siempre Antifa. 


ven und ahutyeh ni >; 
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FIGHT Weiteres unter: 
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berlin.info 
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Leserinnen-Post 


Mit der Zunahme der Bedeutung des Internets 
hat auch die Bedeutung der interim 
nachgelassen. Das Internet ist aktueller, jedeR 
kann was schreiben/veröffentlichen oder auch 
ergänzen z.B. bei indy. Dass sich auch 
aufgrund abnehmender Bedeutung der 
Erscheinungsrhythmus der interim von 
anfangs noch wöchentlich über dann alle 2 
Wochen bis aktuell auf monatlich verändert 
hat, macht es der Aktualität nicht dienlicher. 
Doch eins nach dem anderen: 

Jede Gruppe hat mittlerweile ihre eigene 
Seite, ihren eigenen blog oder auch - ganz old 
schoolig - eine eigene Papierzeitung. War die 
interim zumindest anfänglich noch ein 
Diskussionsorgan zwischen den einzelnen 
Gruppen, haben sich de facto zuletzt nur noch 
wenige Debatten fortlaufend ergeben, die 
Militanzdebatte ist da eine löbliche Ausnahme 
und auch schon wieder etwas her. Das liegt 
natürlich auch daran, dass militante Gruppen 
weniger ihre eigene Zeitung haben, dazu 
gehört dann nämlich die zeit- und 
arbeitsaufwendige Klandestinität der 
Herstellung eben solcher. Die interim war 
immer auch ein Blatt zur scherenfreien (der im 
Kopf) Diskussion um Militanz und auch eines, 
das die Erklärungen militant agierender 
Gruppen so abdrucken wollte und konnte. 


Mittlerweile gibt es so manche blogs auch für 
die Veröffentlichung ebensolcher 
Kommuniques, sichere Arten, im Netz zu 
publizieren und auch sichere mails mit 
ebensolchen Inhalten an blogs oder auch die 


Presse zu senden. Es gab indy linksunten, wo auch BekennerInnenschreiben veröffentlicht wurden. 
Und ja, linksunten wurde auch gerade deswegen verboten, aber Repression gab es immer gegen 
solche Projekte. Früher gab es gegen die radi, und auch gegen die interim staatliche Angriffe. 


Nicht nur weil nun ein Internetprojekt verboten wurde, aber auch deswegen, sagen wir: es braucht 
auch analoge linksradikale Medien, die sich einer Verfolgung entziehen können, die klandestin 
arbeiten und so garantieren können, dass geschrieben werden kann, was gedacht und getan wird, und 
was gesagt werden muss. Und auch für Tipps, Veröffentlichung von Adressen, Listen, Kommuniques 
oder Anleitungen; all das, was der Staat gern zensiert. Wir brauchen eine Zeitung, die auch in 
zunehmend finstereren Zeiten garantiert, dass hier diskutiert und veröffentlicht werden kann, ohne 


dass der Staat Zugriff drauf hat. 


Auch lesen wir alle immer noch gern Sachen auf’m Klo...Nein, wir brauchen gar nicht sooo lang 
auszuholen, um klar zu machen, dass es durchaus wichtig sein kann, auch 2018 noch ein Papierheft zu 
haben, das mensch (ohne Verschlüsselung etc) weitergeben kann, mitnehmen kann, offline in Ruhe 
lesen kann etc. Klar gibt es Vorteile der Veröffentlichung im Netz, gerade wenn mensch es sicher 
anstellt. Aber je größer und breiter wir aufgestellt sind, je diverser und vielfältiger unsere 
Veröffentlichungen sind, desto schwieriger wird es für den Staat, uns anzugreifen. 


Konsens ist: unzensierte, linksradikale und autonome Diskussionsforen und Presseorgane bleiben 
notwendig. Es kann und muss die Möglichkeit einer zensurfreien Diskussions- und 
Verbreitungsmöglichkeit unserer Politik aufrechterhalten werden. 

Die Frage, die sich der interim stellt und der sie sich stellen muss - und, die am besten alle versuchen 
zu beantworten, denen an einem solchen Blatt gelegen ist, ist die nach dem WIE WEITER. 


In Zeiten, in denen weniger Zusendungen (zur Erinnerung: die interim hat keine - im herkömmlichen 
Sinne - Redaktion, sondern Leute, die die Zusendungen zu einem Heft zusammenbasteln. Alle 
schreiben Texte, senden ihre ein und diese erscheinen gebündelt) ein Heft füllen, oft Flugblätter 
zusammenkopiert wurden oder neuerdings auch veröffentlichte Texte aus dem Netz dazugenommen 
wurden, damit ein Heft auch ein Heft wird, stellt sich die Frage, wie ein solches aussehen kann, damit 
es noch eine Bedeutung hat. Das Diskussionen anstösst oder führt, das zuspitzt oder halt informiert. 
Die interim war immer ein eher szene-internes Heft, von der Szene für die Szene, weniger eines, das 
viele Menschen außerhalb der Szeneblase von der Notwendigkeit linksradikaler Politik überzeugen 
wollte, sondern eines, das Strategiedebatten Raum geben kann, wie eine autonome Politik in der 
Bevölkerung verankert werden könnte, oder wie radikale Positionen artikuliert werden können. 


Ein Heft, das nur informiert muss nicht klandestin hergestellt werden. 

Die interim hat die Möglichkeit, unzensiert Diskussionen abzudrucken - nur was, wenn diese nicht 
(oder woanders) geführt werden? Was kann die interim sonst leisten? Oder wie können wir sie 
(wieder) aufstellen, dass sie von denen genutzt wird, die sie brauchen, d.h. die solche Diskussionen 


führen (wollen). 


Es ist klar, dass ein solches Projekt auf vielen Beinen stehen muss: es muss diejenigen geben, die es 
zusammenstellen, die die Texte geben, aber auch welche, die Gelder dafür einsammeln, und natürlich 
die, die es verteilen - offensiv auf Demos traut sich leider niemand. Aber in eure Lieblingskneipen, 
Cafes und Kinos, WGs, auf Konzerte und zu befreundeten GenossInnen könnt ihr sie mitnehmen - sie 
sind gratis. Zu viele junge Menschen kennen die interim noch nicht, und auch Ältere staunen oft, dass 
es sie noch gibt. Anscheinend liegt sie nicht (mehr) dort aus, wo Altere sich (noch) bewegen. 


Einige Leute 
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20. September 2018 


No S20! Gegen den Gipfel der Herrschaft! 

Am 20. September 2018 soll in Salzburg im Rahmen 
der österreichischen EU-Ratspräsidentschaft ein 
informelles Treffen der Staats- und 
Regierungschef_innen stattfinden. j 
Mehr Infos folgen: nos20.blackblogs.org 
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Gemeinsam gegen Nazi-Heldengedenken 


AmIS August 2018 planenerneut alte und neue Nazıs, dem rec htimafßsıq verurteilten Kriegsverbrecher Rudolf Heß 
in Spandau zuhuld'gen 
Heß wurde 1936 vom Internationaten Gerichtshof als Hauptkriegsverbrecher des NS Regimes zu her 
Hart verurteilt Ab sul 1947 verbrachte er diese ım Spandauer Kriegsverbrechergetangnis ın der Wilhelmstraße 
Nach seinem Surzid ım August 1987 wurde das Gefängnis abgerissen. um keinen Wallfahrtsort zu hinterlassen 
Darın waren sich die alluerten Machte einıg. In den Folgejahren gab es kleinere oder großere Aktionen beı 
Kranzniederlegungen auf dem Eınkaufsgelande die spatestens na« h dem Verbot von Wunsiedel 2005 aufhorten 
Doch erneut rufen Nazıs fur den 18 August zu einem Marsch durch Spandau auf Ihr Ziel. ın Spandau soll ein 
Kristallisationspunkt etabliert werden Im letzten Jahr ıst ıhr Marsch durch den gemeinsamen Einsatz der 
unters medlichsten Gruppen von Menschen verhindert worden Wir werden uns den Nazıs auch diesmal ın den 
Weg stellen und zeigen dass 'n Spandau niemand willkommen ıst. der rassıstisches nattonalıstisches, 
menschenyerahtendes Gedankengut verhertlicht! 
Wir fordern .atie 1ur unsın Soandau Zu unterstützen! Kommt zahlreich! 


Treffpunkt. Sonnabend, 18.08.2018, 11 Uhr Bahnhof Spandau/Seegefelder Straße 
Weitere Treffpunkte folgen! 
Infos unter spandauer-bundnıs.de 


u, eonazls. 
Ummeinsam gegen Rassısmus, Menschenfeindlichkeit und Neonaz 
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. bis 12. August 2018 
Internationalen Anti-Atom- -Sommercamp nahe Narbonne, Frankreich 
‚ Iwww.nuclear- heritage.net 
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